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Hin Bild der veränderten Rechtsverhältnisse, die ein 
Seekrieg für das Gebiet des Kieler Hafens schaflfen kann, 
wird in unserer Zeit für Bewohner und Besucher Kiels nicht 
ohne Interesse sein. Diesem Interesse soll nicht gedient 
werden durch die Darlegung eigener Wünsche und For- 
derungen, die häufig genug, zum Schaden der Entwickelung 
des Völkerrechts, den derzeit bestehenden und geltenden 
Rechsnormen beigeschmuggelt werden. Vielmehr ist die 
Situation zu schildern auf Grund der Erfahrungen, die die 
Seekriege der letzten Zeit auch für die Zukunft als möglich 
verbürgen, und zu beurteilen nach dem gegenwärtig vor- 
handenen nationalen oder internationalen RechtsstofF. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit i) will diese Skizze 
nur einige wesentliche Gesichtspunkte entwickeln. Und zwar 
ist zu unterscheiden, ob Deutschland selbst an einem See- 
kriege beteiligt ist oder neutral bleibt. Den Kreis der zu 
behandelnden Fragen soll das Interesse für die Rechtsver- 
hältnisse des Kieler Hafens bestimmen. Dadurch ist eine 
Beschränkung geboten. Im übrigen aber soll keine „Lokal- 
politik" getrieben werden: es wird notwendig und wohl auch 
nützlich sein, Ausblicke auf die allgemeinen Fragen des 
Völkerrechts zu suchen. 



^) Auch in literarischer Beziehung wird Vollständigkeit nicht er- 
strebt. Ich zitiere im allgemeinen nur Spezialuntersuchungen, nicht die 
gangbaren Hand- und Lehrbücher. Andererseits verwerte ich ungedrucktes 
Material (z. B. die japanische und russische Prisenordnuug), das mir 
in meiner Eigenschaft als Dozent für Völkerrecht an der Marineakademie 
vom Admiralstabe zur Verfügung gestellt ist. 
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I. 

I. Nehmen wir an, Deutschland ist in einen Krieg mit 
Japan verwickelt. Der Krieg hat begonnen — nach bloßer 
Androhung, etwa durch den Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen, ohne Kriegserklärung sofort mit einem Angriffe 
seitens der japanischen Flotte auf unsere Kriegsschiffe. 

Eine solche Eröffnung kann brutal genannt werden, sie 
kann auch politisch sehr unklug sein, wenn sie eine starke 
internationale Mißstimmung schafft, die durch die augenblick- 
lichen militärischen Vorteile nicht zu kompensieren ist. Das 
bestehende Völkerrecht verbietet sie aber nicht. Das 
muß angesichts der immer noch allgemeinen entgegenstehen- 
den Laienmeinung besonders betont werden.^) Unzweifelhaft 
beginnen daher auch mit einer solchen Eröffnung ipso jure 
die Rechtswirkungen des Krieges, zum mindesten soweit es 
sich um die rein militärischen Beziehungen der Streitkräfte 
zueinander handelt. 

Aber schon der drohende Kriegsbeginn gibt das Recht 
zu einschneidenden Maßregeln im Gebiet unseres Kriegs- 
hafens. Das im Frieden garantierte Recht auf Gastlichkeit 
muß der Pflicht zur Verteidigung weichen. Es können Sperr- 
arbeiten vorgenommen werden, um den Kriegsschiffen des 
Gegners das Einlaufen nach Möglichkeit zu erschweren. Zur 
Ausführung solcher Arbeiten und namentlich zur Sicherung 
ihrer Geheimhaltung darf der Hafen eine Zeit lang gesperrt 



2) Die Frage soll hier nicht näher behandelt werden. Das wieder- 
holt zusammengestellte Material (vgl. z. B. Revue de droit international 17, 
19 ff., Rev. generale de droit international 11, 136 ff.) zeigt, daß ein Gewohn- 
heitsrecht, das eine förmliche Kriegserklärung zur Rechtspflicht erhebt, nicht 
besteht, und daß noch nicht einmal eine „communis opinio^ der Völkerrechts- 
lehrer eine solche Forderung erhebt. Im Gegenteil, nach den Erfahrungen 
des chinesisch-japanischen, spanisch-amerikanischen und rus- 
sisch-japanischen Krieges darf man es als »anerkannte Wahrheit* be- 
zeichnen, „daß eine Kriegserklärung kein notwendiges Präludium eines 
Krieges bildet" (Ariga, La guerre Sino-Japonaise au point de vue du 
droit international, 1896, 17). Derselben Ansicht Lawrence, War and 
Neutrality in the Far East 1904, 27 ff. Und Risley, The Law of War 
nannte es schon 1897 eine „unbestrittene Annahme", daß eine Kriegs- 
erklärung nicht notwendig sei (80). 
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werden. Generalembargo oder Arret de prince heißt ein 
solches Verbot, durch welches jedem 3) im Hafen befindlichen 
(eigenen, neutralen, feindlichen) Schiffe das Auslaufen und 
ebenso jedes Einlaufen ohne ausdrückliche Erlaubnis unter- 
sagt werden kann. Ein solches Verbot wurde nach Aus- 
bruch des deutsch-französischen Krieges im Juni 1870 über 
den Kieler Hafen verhängt. 

Die Zulässigkeit einer solchen Maßregel ist bestritten, 
insoweit sie neutrale Schiffe am Ausfahren hindert. Der 
Kriegführende dürfe zwar seine Häfen provisorisch gegen 
neu ankommende Schiffe schließen, auch die im Hafen be- 
findlichen Schiffe zum Auslaufen nötigen. Er habe aber 
nicht das Recht, Schiflfe, denen er die Einfahrt bedingungslos 
gestattet habe, gegen ihren Willen im Hafen zurückzuhalten, 
— es sei das ein „Angriff gegen Neutrale", die Verletzung 
eines schon erworbenen Rechtes.^) 

Diese Einwände Kleens sind unhaltbar. Er übersieht, 
daß Schiffe in einem Kriegshafen niemals unbedingte 
„Gastlichkeitsrechte^* zu beanspruchen haben, sondern stets 
nur geduldet sind, solange und soweit es die militärischen Hafen- 
interessen gestatten. Sind doch selbst im Frieden Verkehrs- 
beschränkungen aus diesem Gesichtspunkte — man denke 
an Marinemanöver — jederzeit zulässig. Nicht das Völker- 
recht, sondern Gebietshoheitsrechte und Marinepolizei haben 
daher in diesen Gebieten das letzte Wort zu sprechen. Das 



^) Auch auf neutrale Kriegsschiffe darf ein solches Verbot ausgedehnt 
werden; denn diese haben sich, sogar im Frieden, Maßregeln der Hafen- 
polizei des Aufenthaltshafens zu unterwerfen (vgl. F. Per eis, Das inter- 
nationale öffentliche Seerecht der Gegenwart (2) 1903, 81 ff.) (Demnächst 
zitiert j» Per eis".) Die Nichtachtung gibt, trotz Exterritorialität der Kriegs- 
schiffe, das Recht zur Gewaltanwendung kraft Notwehr. Die Maßregeln be- 
zogen sich allerdings in den mir bekannten Fällen nur auf Handelsschiffe. 
Vgl. auch die Bestimmung des HGB. 547 und der SeemO. 70^, die von der 
Entlassung eines Schiffers handeln, „weil die Reise wegen Krieg, Embargo 
oder Blokade, wegen eines Einfuhr- oder Ausfuhrverbots oder wegen eines 
anderen, Schiff oder Ladung betreffenden, Zufalls nicht angetreten oder 
fortgesetzt werden kann". Dazu Pappenheim, Handbuch des Seerechts 
I (1906), 563 ff., 570 ff. 

*) So Kleen, Lois et usages de la Neutralite, 2 Bde. 1900^ 2, 64 — 66. 
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erkennt Kleen ja auch, ohne es zu merken, an, indem er 
dem Staat das Recht zur Ausweisung der fremden Schiffe 
gibt. Auch hier handelt es sich ja um Eingriffe gegen er- 
worbene Rechte. Wenn diese Rechte nicht respektiert zu 
werden brauchen, — wie will man den gleichen Eingriff ver- 
dammen, wenn es sich um Zurückhaltung von Schiffen 
handelt? 

Art und Dauer der Sperre sind dem Ermessen des Krieg- 
führenden überlassen. Und ebenso ist es sein Recht, nach Auf- 
hebung der allgemeinen Hafensperre, — sie wurde 1870 erst 
durch Marinebefehl vom 30. September aufgehoben — einzelne 
Verkehrsbeschränkungen und eine teilweise Sperrung des 
Kriegshafens während der ganzen Dauer des Krieges zu ver- 
hängen. Notwendig sind solche Maßregeln, um den eigenen 
Kriegshafen in besonderem Maße gegen den Feind zu schützen. 
Der Kriegführende wird die Gefahren eines feindlichen Ein- 
dringens mit unerschöpflicher Energie zu vervielfältigen 
suchen: dem Feuer der Küstenbefestigung unsichtbare Ge- 
fahren von Torpedos und Minengeschossen beigesellen, Feuer- 
zeichen und andere „zur Sicherung der Schiffahrt bestimmte'* 
Seezeichen 5) beseitigen oder in den Dienst erlaubter Kriegs- 
list stellen, und ähnliches mehr. Soviel Gefahren für den 
Feind, soviel Fallstricke aber zugleich für die friedliche 
Schiffahrt! Trotzdem verbieten weder Staatsvereinbarungen 
noch Kriegsgebräuche solches Tun. Nur wird dem Krieg- 
führenden die Aufgabe erwachsen, „Nichtkombattanten". d. h. 
friedliche Handelsschiffe jeder Nation, auch die des Gegners, 
vor Lebensgefahren auf seinem Gebiete zu bewahren. Am 
besten erfüllt der Staat diese Pflicht durch die Kontrolle und 
Leitung ihres Verkehrs. 

So bestimmen die Anordnungen des allgemeinen Marine- 
befehls vom September 1870, daß die Passage der Hafen- 
sperre bei Friedrichsort nur bei nicht stürmischem Wetter 
und nur bei vollem Tageslicht gestattet sei. Außerdem müsse 



5) Vgl. die Beschreibung dieser Zeichen in der Anlage zur Bekannt- 
machung des Bundesrats vom 31. Juli 1887 bei F. Per eis, Das allgemeine 
öflfentliche Seerecht im Deutschen Reiche, Sammlung der Gesetze und 
Verordnungen 1901, 1546". 



— 7 — 

sich jedes passierende Fahrzeug innerhalb, wie außerhalb der 
Sperre bei den besonders bezeichneten Wachtschiffen melden, 
um von dem Kommandanten die erforderlichen Weisungen 
entgegenzunehmen, sowie einen Lotsen durch die Sperre zu 
erhalten. Der Befehl weist darauf hin, daß sich jedes Fahr- 
zeug, gleichviel welcher Flagge, diesen Anordnungen zu 
fugen habe, die „lediglich die Abwendung von Gefahr bei 
den zahlreichen Torpedolinien bezwecken und keinerlei Aus- 
nahmen zulassen.*' Daß die Überwachung zugleich das Ein- 
dringen verdächtiger SchifiFe^) zu hindern berufen sein sollte, 
wird daraus zu entnehmen sein, daß den Wachtschiffen in 
dem Befehl genaue Instruktionen erteilt werden, Namen des 
Schiffes und seines Führers, Heimatshafen, Ausgangs- und 
Bestimmungshafen, Art der Ladung und ähnliches durch Be- 
fragung und Protokollierung festzustellen. 

2. Daß der kriegführende Staat in mannigfacher Weise 
seine eigenen Staatsangehörigen zu „Kriegsleistungen** nötigen, 
daß er „Naturalverpflegung**, „Ausrüstungs- imd Bewafihungs- 
material**, „Überweisung der für den Kriegsbedarf erforder- 
lichen Grundstücke und Gebäude**, die „Benutzung von 
Schiffen** für Sperrarbeiten, Zwecke des Transports oder der 



^) In Betracht käme einmal das Bindringen zu Zwecken der Spionage, 
dann aber auch zur Vornahme kriegerischer Handlungen. Die Anwendung 
einer falschen Fahne, um letztere zu ermöglichen, mufi als bisher nicht 
verbotene Kriegslist betrachtet werden. Als Perfidie wird zu verwerfen 
sein der Mißbrauch der Flagge der Genfer Konvention, einer Parlamentär- 
flügge oder eines Notzeichens zur Anlockung des Feindes. Im übrigen aber 
wird nur zu fordern sein, daß spätestens bei Beginn der Kriegsaktion (Ge- 
fecht, Visitation eines Handelsschiffes) die richtige Flagge gesetzt wird. In 
demselben Sinne sind aus neuerer Zeit (vgl. im übrigen Pereis 182 ff.) 
Bestimmungen getroffen im Naval War Code Art. 7 und im Japan. 
Prisenreglement § 52 : „Der Kriegsschiffskommandant braucht bei der Ver- 
folgung eines Schiffes die japanische Kriegsflagge nicht zu zeigen, darf 
sogar eine falsche Flagge führen. In dem Augenblick aber, wo er dem 
Schiff den Befehl erteilt anzuhalten, muß er die Kaiserlich Japanische 
Kriegsflagge hissen." Ebenso im engl. Handbuch sect. 197: „the Com- 
mander may chase, but under no circumstances may fire under false 
colours.** Zu der Frage ist noch zu vergleichen Pillet, Les lois actudles 
de la guerre (2) 1901 § 70 bis und Kapitel V, Appendice; Hall, Intern. 
Law, Teil III Kap. 7, 3 (537 ff.). 
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Ausübung des Prisenrechts, kurz jeden Dienst und jeden 
Gegenstand verlangen darf, die das militärische Interesse er- 
forderlich machen ' könnte, ist weder völkerrechtlich noch 
staatsrechtlich bestritten. Die Pflichten, die dem Einzelnen 
hiernach auferlegt werden können, sind als Konsequenzen 
der Staatsangehörigkeit zu betrachten, als die dem Anspruch 
auf Schutz durch den Staat korrespondierende Treuver- 
pflichtung und Gehorsamspflicht. Sie sind im übrigen ge- 
setzlich für Deutschland geregelt durch das Gesetz über 
die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 und die zu seiner Aus- 
führung erlassene Verordnung vom i. April 1876''^). Durch- 
gängig ist hier auch zugleich die Entschädigungsfrage ge- 
regelt, und nur ausnahmsweise ein Anspruch auf Vergütung 
abgelehnt z. B. der Regel nach bei Naturalverpflegung und 
Stallung (§ 9 des Gesetzes). Speziell die Verpflichtung zur 
Überlassung von Schiffen „zum Zwecke der Verwendung für 
Hafen- und Flußsperren" besteht nach § 24 nur gegen „eine 
aus den bereitesten Beständen der Kriegskasse bar zu 
zahlende, dem vollen Werte entsprechende Vergütung".^) 

Es ist unwahrscheinlich, daß wir für solche Sperrarbeiten 
neutrale Schiffe oder Einrichtungen, die sich auf ihnen be- 
finden, zu benutzen genötigt sind. Jedenfalls aber ist eine 
solche Möglichkeit nicht unbedingt von der Hand zu weisen, 
und da auch für manche andere Kriegszwecke die Verwer- 
tung neutraler Dienste und neutralen Eigentums unentbehr- 
lich sein kann, empfiehlt es sich allgemein, die Rechtmäßigkeit 
einer solchen Maßregel zu prüfen. Man redet in solchen Fällen 
von einem Angarienrecht (jus angariae, droit d*angarie)^) 

'^) Die oben angeführten Fälle werden in dem Gesetz § 3^"*, die Be- 
anspruchung der Schiflfe „für Kriegszwecke" im § 23, für Hafen- und Fluß- 
sperre im § 24 geregelt. 

8) Der erwähnte allgemeine Marinebefehl von 1870 erwähnt besonders 
als „Akt patriotischer Hingabe", daß der Gutsbesitzer Drögge aus Schreven- 
born b. Kiel eines seiner Schiflfe zum Dienste der Sperrarbeiten im Kieler 
Hafen aus freien Stücken und unentgeltlich, sowie ohne Anspruch auf 
Schadensersatz bei Beschädigung des Fahrzeugs durch Feindeshand oder 
gänzlichen Verlust, für die Dauer des Krieges zur Verfugung gestellt habe. 

ö) Das Wort stammt aus dem Altpersischen (dasselbe Wort 'wie 
oiffzKoz) und bedeutet soviel wie Bote oder Kurier. 
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und hat darunter in weitester Ausgestaltung zu verstehen: 
jede Zwangsenteignung oder sonstige Verwertung von pri- 
vatem (nicht den eigenen Untertanen gehörendem) Gut für 
die Bedürfnisse der Kriegführenden. Der Regel nach 
wird es sich um neutrales Gut handeln, da feindliches 
Gut nach dem geltenden Recht der Pariser Seerechts- 
deklaration dem Seebeuterecht wenigstens auf feindlichem 
Schiffe, auf neutralem Schiff dagegen nur insoweit Kriegs- 
konterbande vorliegt, unterworfen ist.iO) Sind aber diese 
Voraussetzungen nicht gegeben (das feindliche Gut befindet 
sich auf neutralem Schiflf und ist nicht als Konterbande zu 
qualifizieren), so wäre eine Wegnahme nicht durch die 
Grundsätze des Seebeuterechts, sondern höchstens nach den 
Gesichtspunkten der Angarie zulässig. 

Die Maßregel ist wiederholt zur Anwendung gekommen 
(Ludwig XIV, Napoleon bei seiner ägyptischen Expedition). 
Bekannt ist namentlich aus dem deutsch-französischen Kriege 
die Versenkung sechs englischer Kohlenschiffe, gegen Ent- 
schädigung, in der Seine bei Duclair, um einem französischen 
Kanonenboot den Zutritt zu versperren. i^) 

Die deutsche Regierung hat damals das Recht zu einer 
solchen Handlungsweise mit dringender, anders nicht zu be- 
seitigender militärischer Notwendigkeit gerechtfertigt, und 
England hat daraufhin seinen Protest zurückgezogen i2). 



10) Vgl. Satz 2 der Deklaration vom i6. April 1856: „Die neutrale 
Flagge deckt das feindliche Gut mit Ausnahme der Kriegskonterbande" 
(Fleischmann, Völkerrechtsquellen 1905, $y). 

11) Der Fall ist in allen Lehrbüchern des Völkerrechts behandelt. 
Vgl. die spezielle Darstellung bei Rolin-Jaequemyns in der Revue de 
droit international 3 (1871), 371 fF. 

12) In den Queens Regulations and Admiralty Instructions 
for the Government of H. Maj. Naval Service, 1899, sect. 456 
werden allerdings die Befehlshaber der englischen Kriegsschiffe beim 
Fehlen einer diplomatischen oder konsularen Vertretung angewiesen, gegen 
die Beschlagnahme englischer Handelsschiffe zu protestieren und ihre Frei- 
lassung zu bewirken. Aus dieser Anweisung folgt, daß England die 
Maßregel nicht etwa für unberechtigt hält (die Instruktion würde dann 
ganz anders lauten), sondern sie nur den eigenen Schiffen nach Möglichkeit 
ersparen will. 
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Ganz allgemein wird ferner in dem mustergültigen 
amerikanischen Naval War Code von 1900^3^ (zur Zeit 
außer Kraft gesetzt) die Wegnahme, Zerstörung oder ander- 
weitige Verwendung neutraler Schiffe im Machtbereich der 
Kriegführenden gegen Entschädigung gestattet, wenn die 
militärische Notwendigkeit es fordert (Art. 6). Außerdem 
gestattet der Art. 14 Abs. 2 die Zerstörung oder Zurückbe- 
haltung für den Dienst der Regierung bei feindlichen Han- 
delsschiffen, falls es militärisch oder sonst (?) erforderlich ist 
(in case of military or other necessity). Schließlich wird 
genau der gleiche Gesichtspunkt in den Bestimmungen ver- 
wertet, die, statt der Wegnahme als Seebeute oder Konter- 
bande ohne Entschädigung, nur ein Vorkaufsrecht „unter 
Wegfall der Prisenkondemnation" erlauben, wenn der Kauf 
für den Dienst der Flotte „nützlich erscheint". **) 

So heftig dieses Angarienrecht auch von der Mehrzahl 
der Völkerrechtslehrer bekämpft wird,^^) man wird es bis 
auf weiteres in der Kriegspraxis nicht entbdiren können^ 
und es ist auch bisher kein durchschlagender Grund gegen 
seine Rechtsgültigkeit ins Feld geführt worden. Im Gegen- 
teil, man hat die Maßregel unter einem irreführenden Ge- 
sichtspunkt als etwas ganz Irreguläres betrachtet, als ein 
Verfahren, das mit den sonstigen Gesetzen und Gebräuchen 
des Krieges in schrillem Widerspruch stünde und daher, 
wenn überhaupt, höchstens durch extremen Notstand des 
Kriegszustandes entschuldigt, niemals gerechtfertigt werden 
könnte, iß) 



^^) Vgl. den Abdruck des Code und die Übersetzung in Niemeyers 
Zeitschrift für internationales Privat- und öflfentliches Recht 11 (1902), 385. 

^*) Art. 13 des preuß.-amerikanischen Vertrages von 1799, dazu Nie- 
meyer, Internationales Prisenrecht und Kriegskonterbande in den Ver- 
handlungen des Deutschen Nautischen Vereins (1905) 144 fr. Femer Eng- 
lands Naval Price Act von 1864 sect. 38 (Pre-emption). Schließlich die 
Aufzählung der Handelsverträge, die zu diesem Rechte Stellung nehmen: 
Pereis 322 Anm. 3. 

1*) Namentlich z.B. von Kleen, Neutralite 68 — 74. Dafür Pereis 222, 
Niemeyer a.a.O., 143, Wheaton, Elements of International Law (4) 1904, 
§ 293c, Hall, Treatise on International Law (5) 1904, 737 ff. 

1«) So V. Liszt, Völkerrecht (4) 196. 
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In Wahrheit handelt es sich nur um die Ausgestaltung 
eines Rechts, das im Landkrieg vollkommen anerkannt und 
unbestritten ausgeübt werden darf, des Requisitionsrechts 
oder, wie es die bei der I. Haager Friedeoskonferenz verein- 
barten „Gesetze und Gebräuche des Landkriegs" nennen, 
des Rechts auf Zwangsauf lagen. Natural- und Diens^^stungen 
(Artt. 51—53). Der Kriegführende darf sich hiernach „Mittel, 
die den Kriegsunternehmungen dienen", auf dem Wege des 
Zwanges beschaffen ohne Rücksicht darauf, ob es sich um 
Privateigentum oder gar Eigentum neutraler Staatsangehöri- 
gen handelt. Dieses Recht, das „soviel als möglich" nur 
gegen Entschädigung geübt werden soll (§§ 52, 53 Abs. 2), 
besteht, sobald ein Gebiet — wenn auch noch so kurze 
Zeit — „in der Gewalt des feindlichen Heeres steht" (42). i^) 

Sollte die im Landkrieg voll anerkannte Freiheit des 
Kriegführenden im Seekrieg wesentlich anderen Grundsätzen 
weichen müssen? Einer solchen Behandlung würde jede 
Rechtsgrundlage fehlen. Man darf einmal nicht sagen, daß 
das Angarienrecht eine Verletzung der neutralen Rechte sei. 
Ein Kriegführender — heißt es bei Thonier^^) — hat nicht das 
Recht, „den Neutralen zum Lieferanten für sich zu zwingen, 
selbst wenn er die genommenen Lebensmittel bezahlt. Ein 
Kriegführender hat kein Aktionsrecht über Neutrale, die 
den Feindseligkeiten fern bleiben, und er verletzt ihre Neu- 
tralität, indem er sie mit Gewalt zu Hilfstruppen macht". 

Das sind Übertreibungen, nur geeignet, das Problem zu 
verrücken, nicht es zu lösen. Denn der Neutrale, dessen 
Schiffe man abkauft, bleibt damit den Feindseligkeiten 
genau ebenso fern, wie zuvor: man will nicht seine Person, 
sondern sein Gut, man nötigt ihn, Geld anzunehmen, nicht 
an den Feindseligkeiten teilzunehmen. Daher wird sein Neu- 



^') Übrigens fragt sich sogar, ob die Ausübung eines solchen Requi- 
sitionsrechtes nicht schon auf Grund des deutschen Gesetzes über Kriegs- 
leistungen zulässig sei. Die oben angeführten Bestimmungen unterscheiden 
nämlich überhaupt nicht zwischen Staatsangehörigen und Fremden oder 
Neutralen (vgl. §§ 23, 24): ^Die Besitzer von Schiffen oder Fahrzeugen." 

18) Thonier, De la Notion de Contrebande de guerre. Etüde de 
Droit International (1904) 162. 
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tralitätsrecht jedenfalls nicht angetastet, wenn man ihn zum 
Lieferanten zwingt. Sonst wären ja die erwähnten Berech- 
tigungen im Landkrieg, die durch internationale Verein- 
barung sanktioniert sind, durchgängig Neutralitätsverletzun- 
gen, sofern neutrales Gut per requisitionem genommen würde. 

Ein zweiter Einwand i^) gegen das Angarienrecht könnte 
daraus hergeleitet werden, daß für den Seekrieg Seebeute- 
und Konterbanderecht die Aktionsrechte über privates, feind- 
liches oder neutrales Gut abgrenzen und erschöpfen. Diese 
Meinung würde zutreffen, wenn Requisitionsrecht oder An- 
garie ein Plus gegenüber jenen Berechtigungen darstellten. 
Das ist aber gar nicht der Fall. Der Kriegführende, der 
Seebeute oder Konterbande wegnimmt, will dem „Feind'' 
Schaden zufügen: um diesen Zweck zu erreichen, ist es ihm 
erwünscht, oder zum mindesten gleichgültig, wenn dadurch 
zugleich der private Eigentümer von Schiff oder Ladung ge- 
schädigt wird. 

Die Angarie ist viel bescheidener in ihren Mitteln: sie 
will, daß der „Zwangslieferant" nicht zu Schaden kommt, 
sie entschädigt ihn für seine Leistung. Daher kann sie 
durch jene viel weiter und tiefer eingreifenden Berechtigungen 
nicht, wenn auch nur implicite, abgeschafft sein. Im Gegen- 
teil, der logische Schluß „a majore ad minus" würde gerade 
umgekehrt zugunsten ihrer Berechtigung sprechen: nur ein 
international vereinbarter Verzicht würde sie aus der Welt 
schaffen können. 

Ein dritter und letzter Einwand könnte auf die Sonder- 
stellung der Schiffe verweisen. Denn die Enteignung, 
von der bei der Angarie Gebrauch gemacht wird, ist zwei- 
fellos ein Staatshoheitsakt, ein „obrigkeitlicher Eingriff",20) 
kein bloßes Privatrechtsgeschäft. Daß aber Handelsschiffe 
in fremden Gewässern und Häfen der Territorialhoheit 
des Uferstaates unterworfen bleiben, ist heute unbestritten. 
Und auch in dem Gebiet, welches die Verbindung mit 
dem „offenen Meer** herstellt, in dem Küstenmeer wird 

!•) Die folgenden Einwände sind, meines Wissens, in der Literatur 
bisher nicht vertreten. 

20) Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht 2 (1896), 3. 
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die gleiche Hoheit ' nicht mehr prinzipiell, sondern nur 
noch in einzelnen Beziehungen (Jurisdiktion während der 
Durchfahrt durch das Küstenmeer?) dem Uferstaat in Ab- 
rede gestellt.2i) 

Auf dem oflfenen Meer sind allerdings auch Handels- 
schiffe, wie Kriegsschiffe, der Regel nach nur ihrer heimat- 
lichen Staatsgewalt unterworfen. Lediglich hier also könnte 
die Angarie als unberechtigter Zugriff fremder Staatsgewalt 
abgelehnt werden. Dabei würde aber übersehen, daß eine 
solche Rechtsstellung nur für Friedenszeiten normiert und 
garantiert ist. Im Kriege ist, wie niemand bestreitet, die 
offene See Kriegsschauplatz. Daher ist auch jedes Handels- 
schiff der Visitation im Falle eines Konterbandeverdachts, 
unterworfen. Schon daraus allein ergibt sich, daß im Kriege 
die Staatsgewalt des Heimatsstaates nicht respektiert wird, daß 
Kriegsrecht stärker ist als Friedensrecht. Und wenn man 
ferner bedenkt, daß nur neutrale Kriegsschiffe einer Visitation 
durch Kriegführende entzogen sind, und daß nicht einmal die 
Unverletzlichkeit neutraler Postdampfer von dem geltenden 
Völkerrecht der Großstaaten allgemein garantiert wird, 22) so 

2^) Vgl. jetzt zu der Frage: Nys, Le droit international i (1904), 

497 ff. 

23) Ein allgemeiner Schutz solcher Postschiflfe gegen Durchsuchung 

ist bisher nicht verwirklicht. Die Vereinigten Staaten haben mit der 
Anerkennung des Privilegs bereits 1848 im Kriege gegen Mexiko begonnen, 
sie haben das gleiche im Sezessionskrieg und Krieg gegen Spanien 
getan und bestimmen im Naval War Code Art. 20 allgemein ihre Be- 
freiung von Wegnahme, sofern „nicht klare Verdachtsgründe einer Ver- 
letzung der Kriegsgesetze über Konterbande, Blockade oder Neutralität" 
vorliegen. Die Befreiung von Visitation auf die Erklärung eines Staats- 
beamten über die Natur der geführten Post bestimmen die französischen 
Instruktionen vom 25, Juli 1870 (Annexe 2, § 10 bei Barboux, Jurispru- 
dence du Conseil des Prises pendant la guerre de 1870/71, 151); das japa- 
nische Prisenreglement im letzten Kriege verbietet das Durchsuchungs- 
recht auf die schriftliche Versicherung des Postbeamten des betr. Staates, 
daß sich in den Postsäcken keine Kriegskonterbandedokumente befinden, 
„es sei denn, daß schwerwiegende Verdachtsgründe vorliegen" (Art. 34). 
Wird ein Postschiflf aufgebracht, so verpflichtet Art. 68 „den Komman- 
danten, die Postsäcke, soweit sie ungefährlich erscheinen, in versiegeltem 
Zustand herauszugeben*' und „sobald als möglich dafür Sorge zu tragen, 
daß dieselben mit nächster Gelegenheit an ihren Bestimmungsort weiter 
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läßt sich die Behauptung einer Exterritorialität der Handels- 
schiffe auf hoher See in Kriegszeiten nicht mehr aufrecht- 
erhalten. Damit ist aber das letzte Argument zur Be- 
kämpfung des Angarienrechts in nichts zerronnen. 

3. Die Frage der Minenlegung ist, soweit es sich 
um den Kieler Hafen handelt, bereits behandelt. Aber die 
im Hafen während eines Krieges befindlichen „friedlichen 
Schiffe" müssen auch mit einer Minengefahr rechnen, wenn 
sie den Hafen verlassen. Die Erfahrungen des russisch- 
japanischen Krieges zeigen, daß das — zuerst im amerika- 
nischen Sezessionskrieg angewendete — Mittel schwere 
Schäden für die Kriegführenden, aber auch ganz erhebliche 
Sorgen und Leiden der Handelsschiffahrt bereiten kann.23) 
Wer sich indes auf Grund der letzteren Erwägung bestimmen 
ließe, die Minenverwendung im Seekrieg als völkerrechts- 
widrig und „barbarisch" zu verdammen, würde sich damit 
zwar zu einem — gern gehörten — Anwalt friedlicher Inter- 
essen machen, das Völkerrecht aber nicht auf seiner Seite 
haben. Denn die Minen sind erlaubte WaflFen — die Ver- 
suche, auf der I. Haager Konferenz sich über Beschränkungen 
nach dieser Richtung zu einigen, haben, wie zu erwarten 
war, Fiasko erUtten,^^) und sind seitdem nirgends wieder 
ernsthaft in Angriff genommen, — damit ist denn aber auch 
ihre Anwendung gestattet überall, wo der Kriegsschauplatz 

befördert werden". Dagegen hat England ein solches Privileg nur auf 
Grund besonderer Vereinbarungen (Manual of Naval Price Law 102) oder 
speziellen Verzichts (Burenkrieg I) anerkannt. Das Privileg ist überhaupt 
nicht anerkannt von Spanien in seinem Krieg mit den Vereinigten 
Staaten, von Deutschland bei seiner Venezuela-Blockade, namentlich 
aber nicht von Rußland in dem letzten Kriege (vgl. hierüber Lawrence 
a. a. O. 188 flf.). 

2') Die Frage ist behandelt bei Lawrence a. a. O. 93 ff., Smith and 
Sibley, International Law as interpreted during the Russo- Japanese War 
1905, 86 fif., namentlich aber in den sehr klaren und interessanten Ausfuh- 
rungen von Schücking in Niemeyers Zeitschrift f. internationales Recht, 
16, 121 ff. Vgl. außerdem Times vom 25. Mai 1904 (Holland), 26. Mai 
1904 (Moore, Woolsey) Gazette de Lausanne, 9. September 1904 
(Kebedgy). 

'*) Vgl. Ph. Zorn, Die völkerrechtlichen Ergebnisse der Haager 
Konferenz, Deutsche Rundschau (102/1900), 125 ff. 
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besteht, d. h. auf eigenem wie feindlichem Wassergebiet, 
ebenso aber auch auf hoher See. 

Grade das letztere ist, im Anschluß an die Zerstörung 
eines japanischen Linienschiffes (Hatsuse) durch russische 
Minen auf hoher See, von englischer Seite scharf getadelt. 
„Worte fehlen, um die Verdammung auszudrücken, mit der 
ein solcher Akt begleitet werden müßte" — heißt es sehr 
temperamentvoll bei Lawrence (loy).^^) Demgegenüber 
muß betont werden, daß vor allem Gründe fehlen, um die 
Maßregel vom Standpunkt des Seekriegsrechts zu ver- 
dammen. 

Wenn ein Gebiet als Kriegsschauplatz anerkannt ist, so 
heißt das doch nichts anderes, als daß hier jede Art kriegeri- 
scher Aktionen vorgenommen werden darf! Man darf zwar 
friedliche und neutrale Bevölkerung keinen direkten Angriffen 
aussetzen. Wo aber das Recht zum Angriff auf den Feind 
gegeben ist, wie auf dem Kriegsschauplatz, kann dieses 
Recht nicht illusorisch gemacht werden, weil und insofern 
den Kugeln kein Lauf vorzuschreiben ist, und die Gefahr 
besteht, daß auch „Nichtkombattanten" von ihnen getroffen 
werden. Ebensowenig darf man die Minen als Kriegswaffe 
für den Kriegsschauplatz anerkennen, sie aber andererseits 
nvu- zulassen, wenn man ihnen „befehlen" kann, nur feind- 
liche Kriegsschiffe zu treffen? 

In dem gleichen Maße hinfällig erscheint die Berufung 
auf die Meeresfreiheit, das Recht auf „inoffensive Schiffahrt". 
Dieses Recht gilt eben nur für den Frieden uneingeschränkt 
— was sollte es denn sonst bedeuten, daß das offene Meer 
Kriegsschauplatz ist? Auch für diese Frage ist auf die 
Analogie mit dem Landkriegsrecht zu verweisen. Der 
„Meeresfreiheit" entspricht das Recht auf ungehinderten Ver- 



^*) Ebenso verwerfen die Mafiregel Holland, Moore, Woolsey, 
während Kebedgy ein internationales Verbot fordert. Dafür spricht sich 
V.Stengel, Die Entwicklung des Kriegsrechts im allgemeinen und des 
Seekriegsrechts im besonderen, Marine-Rundschau (1905) 287 aus, ebenso 
Schückinga. a. O. Nur macht letzterer die unbegründete Einschränkung, 
daß in Meerengen, die der internationalen Schiffahrt dienen, Platz für die 
neutrale Schiffahrt „wegen der Meeresfreiheit* bleiben müsse (146 ff.). 
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kehr und Freizügigkeit im Lande. Niemand aber zweifelt, 
daß diese Rechte im Kriege nicht zu voller Verwirklichung 
kommen können, daß insbesonders niemand einen Anspruch 
auf Unverletzlichkeit hat, der sich, auch ohne es zu wissen 
und zu wollen, den Gefechtslinien genähert hat. Nicht anders 
ist das Risiko zu beurteilen, das private Schiffe auf dem 
Kriegsschauplatz zur See laufen. Lawrences Behauptung: 
„niemand hat das Recht, eine 2k>ne auf dem Ozean für sich 
zu reservieren (set apart a zone of ozean), in die der andere 
nicht eindringen darf (102), ist nicht richtig. Man denke 
nur an die im Haag vereinbarten Grundsätze der Genfer 
Konvention für den Seekrieg. Die der Aufnahme und 
Pflege Verwundeter, Kranker oder Schiffbrüchiger dienenden 
Lazarettschiffe werden hier einem strengen Aufsichtsrecht 
der Kriegsparteien unterworfen: diese können ihre Hilfe ab- 
lehnen, ihnen befehlen, sich zu entfernen, ihnen eine be- 
stimmte Fahrtrichtung vorschreiben und sie auch zurück- 
halten, wenn besonders erhebliche Umstände es erfordern." 
Ja noch mehr: „Diese Schiflfe dürfen in keiner Weise die 
Bewegungen der Kriegsschiflfe behindern. Während und nach 
dem Kampfe handeln sie auf ihre eigene Gefahr."26) 

Also schon das bestehende Völkerrecht kennt in geradezu 
typischer Weise jene von Lawrence verworfene „reser- 
vierte Zone" auf dem freien Meer: und diese Bewegungs- 
beschränkung ist sogar solchen Schiffen auferlegt, die zu- 
gunsten, zum Wohle der Kriegführenden tätig werden! 

Indessen ist nicht zu leugnen, daß die Minengefahr von 
besonderer Art ist und einen vollständigen Vergleich mit den 
Gefahren, die aus einer Land- und Seeschlacht der fried- 
lichen Bevölkerung erwachsen können, nicht aushalten kann: 
sie ist nämlich eine unsichtbare Gefahr, gegen die sich Han- 
delsschiflfe zunächst überhaupt nicht schützen können. Und 
aus dieser Eigenschaft wird in der Tat eine Beschränkung 
in der Minenverwendung für die Kriegführenden „von Rechts 
wegen" abzuleiten sein. 

'*) „Abkommen betreffend die Anwendung der Grundsätze der Genfer 
Konvention vom 22. August 1864 auf den Seekrieg" Art. 4 (Fleischmann 

315 ff.). 
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Jede Kriegspartei hat das Recht, auf dem Kriegsschau- 
platz Minen zu legen, sie hat aber andererseits die Pflicht, 
nach Möglichkeit die „Nichtkombattanten": feindliche 
und neutrale Handelsschiffe vor Lebensgefahren zu bewahren. 
Daher wird sie sich der Pflicht nicht entziehen können, diese 
durch die gefährdeten Linien in ihrem eigenen Hafengebiet 
geleiten zu lassen, wie dies 1870 mit dem Kieler Hafen ge- 
schehen ist, und, nach Privatmitteilungen, auch seitens der 
Japaner in dem letzten Kriege geschehen sein soll. Man 
wird dem Kriegführenden diese Last auch für die Fahrt 
durch das eigene Küstenmeer auferlegen dürfen, sofern sich 
nicht ein solches Geleit durch das Bevorstehen einer See- 
schlacht in der Nähe der Küste und die damit notwendige 
Konzentration auf rein militärische Aktionen von selbst ver- 
bietet. Sobald aber die eigene Staatshoheit aufhört, wie auf 
dem oflfenen Meere, ist der Kriegführende nicht mehr zu 
einem direkten Schutz der Handelsschiflfe verpflichtet. Nur 
eine allgemeine Mitteilungspflicht, daß Minen gelegt 
und eine ungefähre Angabe des Ortes, wo man auf sie ge- 
faßt sein kann, wird im Interesse der Handelsschiflfahrt und 
namentlich mit Rücksicht auf die Neutralen zu fordern sein. 
Wer aber weitergehende Einschränkungen verlangen und 
etwa die Legung von Minen nur unter der Voraussetzung 
gestatten wollte, daß die Handelsschiffahrt überhaupt keine 
Gefahren davon zu befürchten hätte, würde damit die Ver- 
wendung einer völkerrechtlich erlaubten Kriegswaffe unmög- 
lich machen. Ein solches Verlangen wäre also vom Rechts - 
Standpunkt abzulehne'n, es enthielte zugleich die Sanktion 
des logisch widersinnigen Satzes, daß auch im Kriege das 
Friedensrecht stärkere Macht zu beanspruchen habe, als die 
Kriegsraison. Und noch aus einem anderen Grunde sind 
solche Beschränkungen unzulässig. 

Die Minen sind nicht bloß Kriegsmittel, sondern ihre 
Verwendung läßt sich zugleich als Kriegslist charakterisieren. 
Solche Mittel sind allgemein erlaubt: 2?) nur ein besonderes, 

2^) Gesetze u. Gebräuche des Landkrieges, Art. 24: „Kriegslisten und 
die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten über den 
Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind erlaubt. '^ 

L i e p m a n n , Kieler Hafen im Seekrieg^. 2 
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für Minen niemals festgesetztes Verbot könnte ihre Anwen- 
dung ausschließen. Daraus folgt aber, daß ihrer Verwen- 
dung durch den Kriegführenden nicht solche Schranken auf- 
erlegt werden dürfen, die mit dem Charakter einer List un- 
vereinbar sind, bei deren Ausführung von einer Täuschung 
des Gegners überhaupt keine Rede mehr sein kann. Dahin 
würde es gehören, wenn man die Stellen, wo sich Minen be- 
finden, durch sichtbare Zeichen fixieren müßte oder genötigt 
werden sollte zu genau spezialisierten Angaben. 

Aus der Verpflichtung zu einer, wenn auch nur allge- 
mein gehaltenen, Mitteilung ergibt sich aber zugleich eine 
zweite Schranke, im Interesse der friedlichen Schiffahrt, 
nämlich die Unzulässigkeit von unverankerten, sog. Treib- 
minen. 

Nicht bloß in der Nähe von neutralen Gewässern, weil 
dann die Gefahr besteht, daß sie in diese getrieben werden, 
und damit feindliche Handlungen auf neutralem Gebiet zur 
Verwirklichung kämen, sondern auch auf der hohen See. 
Denn die geforderte Mitteilung der Kriegführenden ist nur 
ein leeres Wort, wenn der Mitteilende selbst nicht einmal 
genau den Aufenthaltsort seiner Minen bestimmen kann. 

Trotz der geschilderten Beschränkungen werden dem 
Handel erhebliche Gefahren unter Umständen nicht zu er- 
sparen sein, zumal die Minen Verwendung im Seekrieg in 
offenbar stark progressiver Art sich zu entwickeln scheint. 
Wie man den spanisch-amerikanischen Krieg einen „Kohlen- 
und Kabelkrieg" 28) genannt hat, so ist es nicht ausge- 
schlossen, daß ein Seekrieg der Zukunft einmal die Be- 
zeichnung eines „Minenkrieges" verdienen könnte. Das 
sollten sich alle diejenigen zum Bewußtsein bringen, die, an- 
geblich vom Standpunkt der Humanität, die Abschaffung 
des Seebeuterechts fordern. Fällt das Seebeuterecht, so 
müßten die rein militärischen Mittel zur Schädigung des 
Feindes naturgemäß verstärkt werden. Zu einer solchen Ver- 
stärkung müßte aber in erster Linie die Steigerung der 
Minengefahr für die feindliche Flotte gerechnet werden. Es 



28) Squier, zitiert bei Scholz, Krieg und Seekabel 1904, i. 
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liegt auf der Hand, daß damit die friedliche Schiffahrt 
in eine erheblich ungünstigere und gefahrlichere Situation 
verstrickt werden könnte, als bei dem gegenwärtigen Zu- 
stand. 

Wer trägt den Schaden aus einer Beschädigung durch 
Minen, die private (feindliche, neutrale oder eigene) Schiffe 
treffen? Allgemeine, bindende Gesichtspunkte sind für die 
Lösung der Frage bisher nicht aufgestellt. Grundsätzlich 
wird der Standpunkt zu vertreten sein, den der amerikanische 
„Attorney General" gegen die Schadensersatzforderung einer 
englischen Telegraphengesellschaft wegen Durchschneidung 
der Kabel bei Manila nach dem spanisch-amerikanischen 
Kriege geltend machte: aus rechtmäßigen Kriegs - 
Operationen erwachsen keine Ersatzansprüche. Wenn 
der Staat in solchen Fällen den Schaden ersetzt, so ist das 
als bloßer „act of equity and comity", nicht als Erfüllung 
einer Rechtsverbindlichkeit aufzufassen. 

Anders ist die Sachlage, wenn der Staat sich durch inter- 
nationale Vereinbarung dazu verpflichtet oder wenn er die 
ihm auferlegten Pflichten, namentlich Mitteilung und Warnung 
versäumt hat, wenn Minen durch Treiben seiner Herrschaft 
entzogen wurden und nun in einem nicht angegebenen Ge- 
biet Schaden anrichten. Jedenfalls bedarf die Frage einer 
internationalen Regelung. 29) 

4. Der Kriegszustand erzeugt bekanntlich im Seekriege 
zugleich das Recht auf Beschlagnahme und Konfis- 
kation feindlicher und neutraler Handelsschiffe und 
ihrer Güter. 

International ist die Ausübung dieser Rechte durch die 
Pariser Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856 bestimmt, 
deren Grundsätze in den letzten Seekriegen auch von den 
nicht beigetretenen Mächten (Amerika, Spanien) befolgt sind. 

Geschützt ist hiernach: 

1. Neutrales Gut auf neutralem oder feindlichem Schiff, 

2. feindliches Gut auf neutralem Schiff, 

2*) Das Gutachten des Attorney General findet sich bei Scholz 28 flf. 
Ober die Entschädigungsfrage bei Minen macht Schücking, 151 ff., be- 
achtenswerte Vorschläge. 

2* 
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SO daß dem Seebeuterecht nur ausgesetzt sein darf: feind- 
liches Gut unter feindlicher Flagge. Diese Ein- 
schränkungen gelten aber nur, soweit es sich nicht um 
Kriegskontrebande handelt. Gegenstände solcher Art 
darf der Kriegfuhrende vielmehr nach der Pariser Dekla- 
ration konfiszieren, gleichgültig, ob sie der feindlichen oder 
neutralen Bevölkerung gehören, gleichgültig auch, ob sie 
unter feindlicher oder neutraler Flagge befördert werden 
(Satz 2 und 3 der Deklar.).30) 

So bestimmt diese Regelung auch klingt, in Wahrheit 
ist sie ein völkerrechtliches Unikum an Unbestimmtheit. Den 
Interessenten der HandelsschifFahrt, die begreiflich genug, 
zum mindesten wissen wollen, welchen Verlusten und welchem 
Risiko ihr Handel in einem Seekrieg ausgesetzt sein würde, 
müßte man auf eine Anfrage die deprimierende Antwort 
geben: was die Pariser Deklaration bestimmt, wird in durch- 
aus verschiedener Weise gehandhabt, es lassen sich dafür 
weder allgemeine Gesichtspunkte aus der Praxis der See- 
kriege noch auch nur internationale theoretische Richtlinien 
für die Anwendung aufweisen. Im günstigsten Falle geben uns 
nationale Instruktionen die geforderte Belehrung. Hier 
aber stehen sich in vielem unvermittelt die Grundsätze einzelner 
Staaten gegenüber. Sie sind nicht einig in der Aufzählung 
oder Beurteilung dessen, was unter „Kontrebande" zu ver- 
stehen sei. Die französische Instruktion von 1870 rechnete 
dazu- nur Gegenstände, „die für- Kriegszwecke ^bestimmt 
sind", wie „Waffen, Pulver, Salpeter, Schwefel und militäri- 
sche Ausrüstungsgegenstände" (sogen, absolute Kontre- 
bande).3i) England und Amerika bezeichnen außerdem 
noch als Kontrebande „Gegenstände, die je nach den Um- 
ständen für Kriegs- oder Friedenszwecke gebraucht werden 
können und gebraucht werden", (z. B. Kohle, Lebensmittel, 
Baumwolle, Pferde) „wenn sie wirklich und speziell für das 
Militär oder die Seestreitkräfte des Feindes bestimmt werden" 



^) Eine klare Unterscheidung von Seebeute- und Kontrebanderecht 
findet man bei Röpke, Das Seebeuterecht (Rostocker rechtswissenschaft- 
liche Studien) 1904, § 2 ff. 

'^) Instruktion § 8 bei Barboux, 139. 
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(relative oder bedingte Kontrebaade).32) Rußland ebenso 
wie Japan haben sich dieser berechtigten Erweiterung an- 
geschlossen, differieren aber erheblich in ihrer Beurteilung 
von einander. 33) Und nicht einmal darüber sind sich diese 
Bestimmungen einig, wann ein Gegenstand für den Feind be- 
stimmt ist Frankreichs Auffassung läßt die Bestimmung 
der Ware entscheiden, England, Amerika, Japan ent- 
scheiden nach der Bestimmung des Schiffes, Rußland ver- 
bindet sogar beide Standpunkte.34) 

Ebensowenig ist für die Handhabung des Seebeuterechts 
die Frage einheitlich beantwortet, wann Schiff oder Gut 
feindlich sind. Nach französischer, seit den Revolutions- 



32) Naval war Code Art. 34, 2. In demselben Sinne, nur noch mit 
spezieller Aufzählung das englische Manual of Naval Prize Law 
(Holland), sect. 63. 

^ So hat z. B. Rußland in seiner Instruktion zu seinem Prisen- 
reglement im letzten Kriege Kohlen und Lebensmittel zur Konterbande ge- 
rechnet, wenn sie „för Rechnung des Feindes befördert werden oder für 
den Feind bestimmt sind'', d. h. auch wenn sie nur einem Handelshafen 
des Feindes zugeführt werden sollen, Japan dagegen lediglich ^wenn sie 
für das feindliche Heer oder die feindliche Flotte oder für einen Platz in 
Feiadesland bestimmt sind, dessen besondere Verhältnisse den Schluß zu- 
lassen, daß die Güter für die Zwecke des Heeres und der Flotte Ver- 
wendung finden sollen (§ 14). Vgl. über diesen Gegensatz und die gegen 
die russische Überspannung gerichteten englischen und amerikanischen 
Proteste Lawrence 157 ff. 

^) Man. of Nav. Prize 69, 70 — 73, Japan § 15: „Als Bestimmungs- 
ort der Ladung gilt der Bestimmungsort des Schiffes." § 16: „Wenn der 
Bestimmungshafen des Schiffes zwar nicht in Feindesland liegt, wenn aber 
das Schiff einen Zwischenhafen anläuft, welcher im feindlichen Gebiet liegt, 
oder wenn anzunehmen ist, daß das Schiff unterwegs einem feindlichen 
Kriegsschiff entgegenfahren will, so wird es so angesehen, als wenn sein 
Bestimmungsort in feindlichem Gebiete läge.* § 17: „Wenn anzunehmen 
ist, daß ein Schiff, dessen Bestimmungsort nicht in Feindesgebiet ist, einer- 
lei, ob es seine Ladung löscht oder an Bord behält, die vorerwähnten 
Güter nach Feindesgebiet zu befördern beabsichtigt, so gilt seine Reise 
als eine kontinuierliche, und es wird so angesehen, als sei sein Bestim- 
mungsort von Anfang an ein in Feindesgebiet belegener gewesen." Ruß- 
land nimmt Handelsschiffe, die absolute oder bedingte Konterbande (falls 
letztere nach Umfang oder Gewicht mehr als die Hälfte der Gesamtladung 
übersteigt) nach einem feindlichen Hafen befördern (11), aber auch Waren, 
die für den Feind bestimmte Konterbande enthalten (12). 
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kriegen in verschiedenen Marine-Ordonnanzen bis zur Gegen- 
wart festgehaltener Auffassung ist ein Gut feindlich, wenn 
sein Eigentümer feindlicher Staatsangehörigkeit ist. Nach 
englisch - amerikanischer Regelung, der auch hierin 
Japan gefolgt ist, entscheidet nicht die Staatsangehörig- 
keit, sondern das Domizil des Eigentümers: „Die Nationalität 
von Personen wird ohne Rücksicht auf etwa vorhandene 
Staatsangehörigkeitspapiere nach dem Lande bestimmt, in 
welchem dieselben zur Zeit ihren Wohnsitz haben" (Japan. 
Reglem. § 3). 

Schiffe sind nach französischer Auffassung feindlich, 
wenn sie die feindliche Flagge führen, gleichgültig, wer 
Eigentum an ihnen hat, oder wenn sie nach dem nationalen 
Rechte nicht die Befugnis zur Führung einer neutralen Flagge 
haben. Nach englisch-amerikanisch- japanischer Auf- 
fassung ist feindlich auch ein solches Schiff, das ganz oder 
zum Teil dem Feind gehört.^s) 

In allen diesen Beziehungen, die nur einen Teil, keines- 
wegs alle Differenzen in der Auffassung klarlegen, ist der 
Standpunkt, den Deutschland einnehmen könnte oder 
würde, bisher mit keiner Silbe verraten. 

Daß ein solcher Zustand buntscheckiger Unsicherheit 
eine Ungerechtigkeit gegen den Handel bedeutet, daß er 
allen Gesichtspunkten rechtlicher Ordnung und Sicherheit 
schroff zuwiderläuft, kann gar nicht bestritten werden. Aber 
auch den Kriegführenden ist mit einer solchen Anarchie nur 
wenig gedient. Die Meinung, daß damit Bewegungsfreiheit 
imd Anpassungsmöglichkeit an die jeweiligen Kriegsanforde- 
rungen für den Kriegführenden verbürgt werde, ist zwar oft 
in militärischen und politischen Kreisen vertreten worden. 

^^) Man. of Nav. Pr. Law, 18 ff., Japan. Reglement § 6. Der 
amerikanische Code trifft über alle diese Einzelheiten keioe besonderen 
Bestimmungen: es ist daher anzunehmen, daß er in den angegebenen Be- 
ziehungen von der bisherigen englischen Tradition nicht abweichen will. 
Vgl. über die Unterschiede zwischen der französischen und englisch- 
amerikanischen Auffassung Dupuis, Le droit de la guerre maritime d*a- 
pres les doctrines anglaises contemporaines 1899, Ch. IV ff. In der deutschen 
Literatur (Pereis, Ullmann, Liszt) werden diese Unterscheidungen gar 
nicht oder nur unzulänglich hervorgehoben. 
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Sie übersieht aber, daß gegenwärtig genug Erfahrungen ge- 
sammelt sind: die Staaten können sich heute sehr gut bin- 
den, sie brauchen nicht mehr zu fürchten, daß ihnen damit 
undurchführbare Schranken für den Ernstfall auferlegt wür- 
den. Den besten Beweis dafür liefert allein die Tatsache, 
daß schon zu Beginn eines Krieges solche Anordnungen ver- 
öffentlicht werden. In Wahrheit ist aber dieser Zeitpunkt 
sehr ungeeignet für solche Publikationen. Den Offizieren, 
die mit der Aufgabe des „Kreuzerkrieges" betraut oder 
unerwartet zur Ausübung des Visitationsrechtes genötigt 
werden, fehlt in den meisten Fällen völlig Schulung und 
Erfahrung in der Handhabung der neuen Instruktionen : Miß- 
griffe und Irrtümer sind infolgedessen unvermeidlich. Es 
handelt sich ja nicht um einfache Kunstgriffe, die bloße „Ge- 
brauchsanweisung'' einem zu eigen machen kann, sondern 
um eine zum Teil recht schwer erlernbare Technik. Und 
eine nicht geringe Anzahl von Rechtsfragen und theoretischen 
Kenntnissen — man denke an Flaggenrecht, Schiffspapiere, 
Grundsätze über den Eigentumserwerb an Schiffen — muß 
man außerdem beherrschen, will man diese Bestimmungen 
ruhig und ohne Überspannung anwenden. All das muß im 
Frieden geübt sein. 

Und noch ein letzter Grund spricht gegen eine Veröffent- 
lichung erst in Kriegszeiten. Es ist schon im Frieden, also 
bei rein theoretischer Erörterung, außerordentlich schwer, 
mit gerechtem Maß die wirtschaftlichen und Handelsinteressen 
gegen notwendige Anforderungen des Krieges abzuwägen. 
Ist erst der Krieg ausgebrochen, so steht die Beurteilung 
solcher Instruktionen völlig unter dem Bann praktisch drohen- 
der Beunruhigung für die Handelsschiffahrt. Dann pflegt 
jedes Gefühl für Gerechtigkeit, jedes Verständnis für noch 
so drängende Kriegsnot zu fehlen. Dem Kriegführenden 
würde viel diplomatischer Kleinkrieg und manche ernsthafte 
Neutralen- Verstimmung erspart werden können, wenn er in 
ruhiger Zeit seine Prisenreglements zur allgemeinen Kennt- 
nis und Beurteilung gebracht hätte. Und dieselben Er- 
wägungen fordern eine Verständigung durch internationale 
Bindung. 
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Mit diesen Bemerkungen ist nicht gesagt, daß alle Fra- 
gen des Prisenrechts sich einer allgemeinen, internationalen 
oder auch nur nationalen Regelung unterwerfen lassen. 
Manche wird der Ernst des Augenblicks erst beantworten 
können: Art und Verhalten des Gegners, die politische und 
geographische Situation, die wirtschaftlichen und allgemein 
sozialen Verhältnisse des eigenen oder fremden Landes wer- 
den neue Lösungen fordern. Und nicht immer wird es mög- 
lich oder zulässig sein, damit allgemeine Bahnen für die Zu- 
kunft zu weisen. Die Beschränkung auf den einzelnen Fall 
kann Kirchturmspolitik, sie kann aber auch wohlverstandenes 
Staateninteresse sein. Man wird gut tun, sich solcher Aus- 
nahmefalle bewußt zu werden, und es mag gerne zugestan- 
den werden, daß kriegsrechtliche Verständigungen oft schei- 
tern mußten, weil man zu viel reglementieren wollte, weil 
abstrakte und allgemeine Bindungen auch für solche Gebiete 
gefordert v/urden, die die Technik des Einzelfalls nur variabel 
gestalten kann. 

Eine solche Frage ist die Gewährung von Fristen 
für die Ausübung des Prisenrechts. Der Beginn des 
Krieges setzt den Handel der Neutralen wie feindlicher Staats- 
angehörigen Gefahren aus: jeder auf Feindesschiff vermittelte 
feindliche Handel riskiert eine Wegnahme durch den krieg- 
fiihrenden Gegner, und jedem Schiff droht zum mindesten die 
Konfiskationseiner Konterbande, d.h. derjenigen Gegen- 
stände, die für die Kriegsmacht (wenn auch nicht 
notwendig für rein militärische Zwecke) bestimmt 
sind. 

Diese sogen, „indirekten Mittel der Seekriegsführung" 
dürfen aber nur Risiko und Gefahr schaffen, sie dürfen nicht 
zu Feindseligkeiten, zu Angriffen gesteigert werden: denn 
solche sind nach moderner Kriegsrechtsauffassung allein unter 
der bewaffneten Macht der Kriegsparteien auszukämpfen. 
Daraus folgt, daß der friedliche Handel einen Anspruch dar- 
auf hat, vorher zu erfahren, wann die Seefahrt mit Kriegs- 
gefahr verbunden ist. Prisenakte dürfen erst vorgenommen 
werden, nachdem der Kriegszustand bekannt gegeben ist. 
Und solange uns eine internationale Bindung in dieser Ma- 
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terie fehlt, darf der Handel auch eine spezielle Bekannt- 
machung fordern, in welchen Grenzen, in welcher Art See- 
beute- und Konterbanderecht, Blockade- und ähnliche den 
Handel affizierende Maßregeln ausgeübt werden sollen. 

Erst wenn dies geschehen ist, kann der Kaufmann den 
Umfang seines Risikos ermessen und berechnen, ob und unter 
welchen Bedingungen er sich auch jetzt aufs Meer wagen 
will. Aber die bloße Bekanntmachung hilft ihm nur zum 
Teil. Die Schiffe, die sich schon zu Beginn des Krieges 
in feindlichen Häfen befinden, die schon vor Kriegsaus- 
bruch ihre Fahrt angetreten haben, sind dem neuen Zu- 
stand unterworfen, ohne daß sie in der Lage waren, sich auf 
ihn einzurichten. So ist das Bedürfnis nach besonderen 
Fristen für den Handel entstanden. Im Krimkrieg sind 
zum erstenmal den in feindlichen Häfen befindlichen und vor 
Ausbruch des Krieges aufgebrochenen Handelsschiffen des 
Feindes sechs Wochen Zeit zur ungestörten Beendigung ihrer 
Reise bewilligt. Die gleiche Frist ist 1859, 1862 und 1866 
bewilligt. 3C) 1870 hat Frankreich eine Frist von 30 Tagen 
bewilligt zum Auslaufen feindlicher Handelsschiffe aus franzö- 
sischen Häfen, sei es, daß sie mit Kriegseröfifnung sich dort 
befinden, sei es, daß sie später hier in Unkenntnis des Kriegs- 
zustandes einlaufen. 37) Im spanisch - amerikanischen 
Krieg haben die Spanier den am 24. April in spanischen 
Häfen liegenden amerikanischen Schiffen eine Frist von 
5 Tagen zum Auslaufen bewilligt, 3^) Amerika dagegen be- 
wUigte in diesem Krieg, wie auch allgemein in dem Naval 
war Code den Handelsschiffen des Gegners, sofern sie nicht 
im militärischen Dienst des Feindes stehen oder Kriegskonter- 
bande liefern, 

1. eine Frist von 30 Tagen, wenn sie zur Zeit des Kriegs- 
ausbruchs in amerikanischen Häfen liegen, zur Einnahme 
ihrer Ladung und Abfahrt bis zu ihrem Ziel, 

2. die ungehinderte Fahrt nach ihrem Ziel, wenn sie vor 

**) Calvo, Le droit international 2, § 1583. 
s'^) Instructions bei Barboux Art. i Abs. 2. 

3®) Revue generale de droit international public (Pillet-Fauchille) 
5, 762 Art. 2. 
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Kriegserklärung aus einem amerikanischen Hafen ab- 
gefahren sind oder nach einem solchen fahren: in dem 
letzteren Fall dürfen sie auch noch ihre Ladung löschen 
und ungefährdet die Fahrt nach irgendeinem nicht 
blockierten Hafen fortsetzen (Art. 15). 
Ganz anders klingen die Bestimmungen im russisch- 
japanischen Krieg. Japan bewilligte 7 Tage zur Ausfahrt 
von und zur Heimfahrt nach japanischen Häfen, Rußland 
bewilligte im Höchstfall 48 Stunden zur Ausfahrt aus russi- 
schen Häfen : die Konterbande sollte nach beiden Erklärungen 
ohne Frist konfiszierbar sein. 39) 

Wer diese Zahlen unbefangen auf sich wirken läßt, wird 
schon aus der ganz verschiedenen Art der Handhabung und 
der Beschränkung auf den einzelnen Krieg erkennen, daß es sich 
hier nicht um Rechtspflichten handelte, die die Kriegführen- 
den erfüllen, sondern nur um eine Gunst, die sie gewähren, 
aber auch — und zwar von Rechts wegen — versagen dürfen. 
Sie sind auch regelmäßig weder von den Kriegführenden 
noch in der Literatur anders aufgefaßt worden („Indult**, 
„days of grace" werden sie genannt). Und sie zeigen ferner 
Voraussetzung und Maß ihrer Gewährung. Je weniger ein 
Kriegführender auf das Seebeuterecht angewiesen ist, um so 
„liberalere" Konzessionen kann er der Handelsschiflfahrt 
machen, wer aber zu schwach ist, um mit rein militärischen 
Mitteln zum Ziel zu kommen, muß die Fristen jedenfalls 
viel rigoroser bemessen. Typisch ist dafür das Verhalten 
Amerikas und Spaniens. Die Gunstfristen der Vereinig- 
ten Staaten waren begreiflich, da dieser Staat einen wesent- 
lich schwächeren Gegner bekämpfte und sich in jenem Krieg 
wohl auch aus anderen Gründen wenig Erfolg von dem See- 
beuterecht versprechen konnte. Niemals aber hätte sich 
Amerika bei einem Kampf um Leben und Tod — man denke 
an einen Krieg mit England — einen solchen Luxus gestatten 
können. Daher hätte die allgemeine Festlegung in dem 
Naval war Code beseitigt werden müssen. Da das treffliche 
„Seekriegsgesetzbuch" inzwischen überhaupt außer Kraft ge- 

39) Siehe die Erklärungen, die nicht etwa in die allgemeinen Prisen- 
reglements aufgenommen sind, bei Lawrence5iflf. 
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setzt ist, lassen sich allgemeine Schlüsse aus jenen Bestim- 
mungen jedenfalls nicht mehr herleiten. 

Es ist nicht anders. Solange das Seebeuterecht den 
Kriegführenden als unentbehrliche Waffe erscheint, muß der 
Grad der konkreten Kriegsnot entscheiden, ob man solche 
Fristen überhaupt und in welchem Umfang man sie bewilli- 
gen kann. Denn in manchen Fällen wird ihre Gewährung 
das Seebeuterecht erheblich lahmlegen, wenn nicht illusorisch 
machen. „Sobald ein Krieg auszubrechen droht, werden 
alle Interessenten ihre Schiffe telegraphisch anweisen, in den 
nächsten neutralen Hafen einzulaufen, so daß der Nachteil 

nicht in dem Verlust der Sache, sondern nur in dem Still- 
liegen besteht." ^o) 

Ein Rechtsanspruch auf Fristgewährung, eine allgemeine 
spezialisierte Bindung wird daher von keinem Großstaat bis 
auf weiteres anerkannt werden können. 

Die Antinomie zwischen den Interessen der Kriegfüh- 
renden und der Handeltreibenden verbietet hier eine allge- 
meine Lösung und verbietet namentlich eine Bindung bloß 
zugunsten der letzteren auf Kosten der Kriegsnctwendigkeit: 
„cedat regno mercatura, pecunia vitae". Lawrence rät 
daher englischen Schiflfseigentümern, „die Zeichen der Zeit 
zu lesen und nicht auf eine Fortdauer jener Gunstgewährung 
(indulgences) zu rechnen". Wenn ein Kriegführender — fahrt 
er fort — bei einem plötzlichen Ausbruch eines Krieges 
seine Häfen voll von feindlichen Handelsschiffen finde, so 
werde er sich von jeder Gunstfrist dispensieren und voll den 
Vorteil ausnutzen dürfen, den die Gelegenheit in seine Hände 
gespielt habe. Und es würde geradezu „strafbare Dumm- 
heit" (criminal foUy) für einen Staat sein, das Auslaufen 
eines schnellfahrenden und für Kriegszwecke leicht verwend- 
baren feindlichen Handelsschiffes aus seinen Häfen zu ge- 
statten (54/55)- 

Gewährt der Kriegführende Fristen, so bedeutet das 

*o) Diese Worte Geffkens zu der 7. Aufl. von Heffters Völkerrecht 
§ 139 Anm. zitiert Bonfils - Grab, Lehrbuch des Völkerrechts (1904) 
681, um zu beweisen, daß bei jener Fristgewährung das Wegnahmerecht 
;,fast gar keinen Zweck" mehr habe. 
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nicht etwa völlige Bewegungsfreiheit für die Schiffe innerhalb 
dieser Zeit. Vielmehr würde in solchem Falle jedes im Kieler 
Hafen befindliche Handelsschiff visitiert werden, und nur 
solche Schiffe könnten die Gunst der Fristen genießen, die 
keine Konterbande unter ihrer Ladung führen. Die Visitation 
hat aber in diesem Fall noch einen weiteren Zweck. Nach 
den Grundsätzen der Pariser Deklaration ist der Handels- 
verkehr durch neutrale Schiffe, sofern sie nicht Konterbande 
führen, auch in Kriegszeiten gesichert. Daher ist es ein be- 
greifliches und oft geübtes Manöver der Schiffseigentümer, 
ihre Schiffe schleunigst an Neutrale zu verkaufen, sobald ein 
Krieg ausgebrochen ist oder auszubrechen droht. Ein solcher 
Verkauf kann wirkliches oder bloßes Scheingeschäft sein. 

Die Stellung, die die Staaten zu solchen Veräußerungen 
einnehmen, ist eine verschiedene. Frankreich hat sie in 
früheren Instruktionen schlechthin für nichtig angesehen, sie 
dagegen in den Bestimmungen für den Krieg von 1870 an- 
erkannt, sofern solche Operationen in gutem Glauben und 
nicht zu dem alleinigen Zweck vorgenommen sind, ein in 
Wahrheit feindliches Eigentum zu verdecken.^^) Dagegen 
hat den letztgenannten Grundsatz als allgemeine Regel die 
englisch-amerikanische Auffassung vertreten. Sie ge- 
stattet den Verkauf, falls eine Zessionsurkunde an Bord ist und 
erkennen läßt, daß ein unbedingter und wirklicher Verkauf 
bona fide stattgefunden hat. Die in dem englischen Hand- 
buch dem visitierenden Offizier vorgeschriebene Prüfung ist 
freilich so rigoros und speziell, daß die Vergünstigamg in den 
meisten Fällen illusorisch sein wird, jedenfalls wenn man jene 
Prüfung mit voller Strenge durchführt. Nichtig ist in jedem 
Fall die Übertragung eines Schiffes ohne Besitzübergabe, 
nachdem es seine Fahrt angetreten hat („Verkauf in tran- 
situ").'*^) 

Dasselbe Prinzip befolgt Japan. Es behandelt Schiffe 
als feindlich, „deren Eigentum vor dem Kriege, aber in Er- 
wartung des Kriegsausbruchs oder während des Krieges 
vom feindlichen Staate oder einer feindlichen Privatperson 

*i) Instr. 7 (Barboux 150) und Dupuis 127/128. 

") Man. of Naval Prize Law, sect. 19 Ziff. 4 u. 5. 
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auf eine in Japan oder in einem neutralen Staate ihren 
Wohnsitz habende Person übertragen worden ist, wenn nicht 
der Nachweis erbracht wird, daß die Eigentumsübertragung 
in gutem Glauben und ungeteilt erfolgt ist". Dieser Nach- 
weis gilt als nicht erbracht, „wenn die Eigentumsübertragung 
während der Seereise stattgefunden hat (§§ 6 und 7 Ziff. 3). 
Die gleichen Grundsätze sind für die Veräußerung von 
Waren unter denselben Voraussetzungen getroffen (§ 9 
Ziff. 2). 43) 

Nehmen wir an, Deutschland würde ähnliche Bestim- 
mungen besitzen. Das Visitationsrecht wäre dann jedenfalls 
auch zu dem Zwecke notwendig, um solche Scheinübertra- 
gungen aufzudecken. Man müßte aber weitergehen. Wenn 
ein Staat bei Kriegsausbruch im Interesse der Handelsschiff« 
fahrt Fristen bewilligt, so geschieht es, um diesen das un- 
gefährdete Aus- oder Einlaufen zu ihrem Reiseziel zu er- 
möglichen. Die Benutzung einer solchen Frist, um das 
Eigentum an dem Schiff an Neutrale zu übertragen, ist da- 
mit nicht erlaubt. Im Gegenteil: sie wäre als Mißbrauch 
der Frist aufzufassen. 

Eine Veräußerung, die während der Frist erfolgte, müßte 
daher als nichtig angesehen werden, selbst wenn sie im 
übrigen anzuerkennen wäre. Die Frage ist in der Literatur, 
soviel ich weiß, nicht behandelt. Jedenfalls scheint es ge- 
boten für den Kriegführenden, der Fristen überhaupt ge- 
währen will, sich gegen solche Übertragungen zu schützen, 
und etwa die Konfiskation des Schiffes als Rechtsfolge des 
Mißbrauches, zugleich mit der Fristbewilligung, anzudrohen. 

II. 

5. Die Staaten leben ebensowenig wie die sie bildenden 
Individuen ein isoliertes Leben. Sie sind durch tausendfache 
Bande des wirtschaftlichen, sozialen und politischen Verkehrs 
miteinander verknüpft, sie können daher wohl teilnahmlos 
auf schwere Veränderungen ihrer Staatenbrüder sehen — 

*'*) Ober die Veräußerung von Waren in transitu oder nach Kriegs- 
ausbruch vgl. Dupuis N. 143 und DeBoeck, De la propriete privee 
ennemie sous pavillon ennemie (1882) No. 162. 
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den Einflüssen und Rückwirkungen solcher Vorgänge auf ihr 
eigenes Dasein können sie sich nicht entziehen. Das lehrt 
jeder Krieg, mag er noch so streng lokalisiert bleiben, — 
und jeder neue Krieg hat bisher gezeigt, daß diese Zusam- 
menhänge reicher und enger werden, d. h. die Neutralen in 
immer erheblicher werdendem Maße in den Bannkreis der 
Kriegführenden ziehen. „Neutral sein" wird heute niemals 
heißen können: gänzlich unberührt von einem Kriege bleiben. 

Schwerer ist es, positiv zu sagen, was „Neutralität" ist. 
Um diese Frage zu beantworten, muß man zuerst wissen, daß 
die Neutralität als ein Rechtsverhältnis des Völkerrechts 
Rechte und Pflichten schafft lediglich für Staaten, daß sie 
nicht imstande ist, Individuen zu binden und zu berechtigen. 

Und zweitens ist zu beachten, daß die Neutralitätsstellung 
nicht bloß Unparteilichkeit gegen beide Kriegführenden 
fordert, sondern darüber hinaus jede Beteiligung an der 
Kriegführung, jede Unterstützung kriegführender Staaten 
verbietet. Diesen Pflichten entspricht das Recht der Neu- 
tralität: der Anspruch des Staates darauf, daß auf seinem 
Gebiet keine Kriegsaktionen vorgenommen werden, daß seine 
staatlichen Hoheitsrechte (Souveränetät, Gesaadtschaftsrechte, 
Schutz- und Gebietshoheitsrechte) nicht durch den Krieg be- 
einträchtigt werden. 

Da nach diesen Sätzen nur ein Staat und sein Gebiet 
neutral sein können, hat der Einzelne, soweit er nicht Staats- 
organ, z. B. Offizier oder Beamter ist, das Recht, einem 
Kriege zwischen anderen Staaten fernzubleiben oder sich an 
ihm zu beteiligen. Er kann in die Armee, Marine oder in 
eine besondere Nichtkombattantenstellung bei einem der 
Kriegführenden eintreten: damit ändert sich zwar seine Be- 
ziehung zu den Kriegsparteien, die Neutralität seines Staates 
aber wird durch seine Handlungen nicht im geringsten affi- 
ziert. Wenn die englische Neutralitätserklärung von 1898 
und andere nationale Instruktionen den Eintritt in Armee 
oder Flotte eines Kriegführenden allen Staatsangehörigen 
nur mit Genehmigung der Regierung erlauben und Über- 
tretungen des Verbots mit Strafe bedrohen (sect. 3), so werden 
damit Kontroll- und Strafbefugnisse für die englische Regie- 
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rung geschaffen — aber vom völkerrechtlichen Standpunkt, 
für die Auffassung der Neutralität, ist es völlig gleichgültig, 
ob eine Regierung eine solche Pflicht statuiert oder ein gesetz- 
liches Eingreifen hier überhaupt ablehnt. Verpflichtet ist 
keine Regierung zur Aufstellung solcher Bestimmungen. Da- 
her kann sie ja auch, wie aus der englischen Erklärung zu 
entnehmen ist, den Eintritt in den Kriegsdienst gestatten. 
Und ebensowenig ist der Angehörige eines neutralen Staates 
irgendwie gehindert, seine Handelsbeziehungen zu beiden oder 
auch nur einem der Kriegführenden fortzusetzen oder ein- 
zustellen. Er darf Handel und Politik treiben, d. h. politische 
Antipathien und Sympathien mit der Sache der Kriegführen- 
den durch Abbruch der Handelsbeziehungen mit der einen, 
durch Neuanknüpfung und verstärkte Beziehungen zu der 
anderen Partei zum Ausdruck bringen. Solange seine Re- 
gierung hierzu keine Stellung nimmt, bleibt sie neutral, selbst 
wenn sie offenkundig mit dem Verhalten ihrer Kaufleute 
sympathisiert. 

Und hierin tritt auch keine Änderung ein, wenn der 
einzelne Konterbande an die Kriegführenden vertreibt: er 
tut es auf die Gefahr der Beschlagnahme, er unternimmt ein 
riskantes Geschäft, keine Neutralitätsverletzung. 
Aber auch der Staat, der solchen Handel seiner Untertanen 
nicht verhindert, hat seine Neutralitätspflichten keineswegs 
verletzt. Diese verbieten ihm zwar, selbst Konterbandeliefe- 
rungen auszuführen, sie verpflichten ihn aber nicht, die eigenen 
Untertanen davon zurückzuhalten. Ja, man wird noch weiter 
gehen müssen: völkerrechtlich hat er, jedenfalls vom Stand- 
punkt der Neutralität, nicht einmal das Recht zu solchen 
Verboten. Denn die Repression des Konterbande- 
handels ist Sache der Kriegführenden, ist indirektes 
Mittel der Seekriegsführung. Wenn der neutrale 
Staat einen solchen Handel verhindert, so unterstützt er 
damit eine Kriegspartei, er beeinflußt gerade dadurch 
die Chancen der Kriegführung und sündigt also gegen seine 
Verpflichtung, neutral zu bleiben. Wenn Dänemark^*) im 

**) Vgl. Neutralitätserlasse, 1854 — 1904, Marine-Rundschau, 14. Bei- 
heft (1904) 238/229 und Rev. gen. 1904, Documents i ff. 
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russisch-japanischen Krieg seinen Untertanen die Zufüh- 
rung von Kriegskonterbande an die Kriegführenden unter 
Strafe verboten hat, so traf die Schädigung nur Rußland, 
nicht etwa auch Japan. Und wenn selbst die geographische 
und wirtschaftliche Situation eines neutralen Landes so wäre, 
daß seine Handelsverbote beide Kriegführende gleich schwer 
treffen, — ein Fall, der im Grunde wohl nie gegeben sein 
wird — und der Staat auch seine Verbote in die Praxis um- 
zusetzen versuchte, so würde er damit die Zuführung von 
Kriegsmitteln an den Gegner verhindern, d. h. eine Aufgabe 
ausführen, die sonst den Kriegsparteien zufiele, sich also 
sehr greifbar am Kriege beteiligen. Und diese Kriegsbeteili- 
gung wird dadurch nicht zu einem neutralen Verhalten, daß 
sie gegen beide Kriegsparteien wirkt. Schließlich hat ein 
Staat nicht einmal die Möglichkeit, in diesen Dingen seinem 
Willen Erfüllung zu verschaffen. Er kann gelegentlich mit 
Erfolg großen Fabriken Waffenlieferungen an die Krieg- 
führenden ^5) untersagen. Aber es ist nicht daran zu denken, 
daß seine Verbote allgemein befolgt werden würden. Er 
müßte sich mit einem Heer von Spitzeln umgeben, die die 
Geheimnisse der Speicher und Kontore ausspionieren und 
jedes überseeische Frachtgut auf Inhalt und Bestimmung 
untersuchen, — er müßte eine heillose Polizeikontrolle ein- 
führen, die sich der Handelsstand — mit vollem Recht! — 
nicht gefallen ließe, die er, falls seine Proteste ungehört 
blieben, erfolgreich umgehen würde, ^ß) 

**) In der Behandlung dieser Frage ist ein bemerkenswerter Wandel 
zu verzeichnen. 1870 hat sich die deutsche Regierung bei der englischen 
wegen der Waflfenverkäufe nach Frankreich beschwert (vgl. Calvo, Droit 
international, § 2330) und während des Burenkrieges deutschen Fabriken die 
Waffenzufuhr nach England untersagt (Per eis 235 Anm.). 1904 aber hat der 
Reichskanzler mit Recht erklärt, daß ein solches Verbot vom Standpunkt der 
Neutralität nicht mehr berechtigt erscheint und auch von anderen Staaten, z. B. 
England, nicht mehr aufgestellt werde (StenB desRT. i4.Aprili904, aoyof). 

*8) Dieser Gesichtspunkt wurde in den Verhandlungen des „Institut de 
droit international" Annuaire 1896 von den Beer Poortugael betont, 7flf. 
Kleen, Calvo, Heffter, Gessner forderten dagegen die Unterdrückung 
der Konterbandelieferung durch den neutralen Staat, allerdings unter Be- 
schränkung auf die absolute Konterbande, 10 ff", und Kleen, De la contre- 
bande de guerre (1893) 59 ff. 
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So ist mit aller Schärfe daran festzuhalten, daß die 
Grenzen zwischen dem erlaubten Handeln des einzelnen auf 
eigene Gefahr und den Verpflichtungen der neutralen Staats- 
gewalt nicht in praktisch undurchführbarer und zugleich 
theoretisch unberechtigter Art verwischt werden. „Wenig 
Regeln des Völkerrechts sind so sicher, als die: 
daß eine neutrale Regierung nicht verantwortlich 
gemacht werden kann, wie für einen Neutralitäts- 
bruch, weil ihre Staatsangehörigen Konterbande- 
handel getrieben haben."^7j 

Leider ist die Sicherheit dieser Regel in mehrfacher 
Weise in Frage gestellt. Von autoritativer literarischer Seite 
(namentlich von Calvo und Kleen) ist die Neutralität zu der 
Forderung überspannt worden, daß auch der neutrale Staats- 
angehörige die Kriegsmacht nicht verstärken dürfe, und daß 
ihn seine Regierung hieran verhindern müßte. Und der 
gleiche theoretische Irrtum fand seinen Weg in die Praxis 
infolge der „Alabama claims" der Amerikaner nach Be- 
endigung ihres Krieges mit den Südstaaten. Die drei dem 
berühmten Streitfall als Beurteilungsnorm vorgelegten Regeln 
des Vertrages von Washington (S.Mai 1 871) verpflichten 
jede neutrale Regierung 

1. hinreichende Sorgfalt anzuwenden, um innerhalb ihrer 
Jurisdiktion Ausrüstung, Bewaffnung, Equipierung jedes 
Schiffes zu verhindern, von dem sie mit ausreichendem 
Grund glauben kann, daß es bestimmt ist, gegen eine 
Macht, mit der sie in Frieden lebt, zu kreuzen . . . und 
ebenso die gleiche Sorgfalt anzuwenden, um das Aus- 
laufen eines solchen Schiffes zu verhindern, sofern es 
ganz oder zum Teil, innerhalb ihres Gebietes, für Kriegs- 
zwecke tauglich gemacht ist, 

2. nicht zu erlauben oder zu dulden, daß ein Kriegfüh- 
render sich ihrer Häfen oder Gewässer als Basis mari- 



*') Wheaton 671 ff. Ebenso Hall 78 ff., Justice Story bei Philli- 
more, Commentaries upon International Law (2) (1873) 3, 408, Morse, 
De Texercise du droit de visite, du blocus, de la contrebande de guerre 
et des prises maritimes. — Point de vue americain — im Journal du droit 
international prive (Clunet 1898) 1007. 

Liepmann, Kieler Hafen im Seekrieg. 3 
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timer Operationen (as the base of naval Operations) 
gegen den anderen bediene, oder sie dazu benutze, um 
seine militärischen Vorräte (military supplies) oder 
Waflfen zu vermehren noch Mannschaften anzuwerben, 
3. hinreichende Sorgfalt in ihren Häfen und Gewässern, 
sowie in bezug auf alle Personen innerhalb ihrer Juris- 
diktion anzuwenden, um jede Verletzung der vorbe- 
nannten Verpflichtungen zu verhindern.^^j 

In diesen Grundsätzen werden dem einzelnen Neutralitäts- 
pflichten auferlegt: er darf nicht Schiffe für Kriegszwecke 
bauen oder ausrüsten, er darf nicht — wenigstens nicht in 
neutralem Gebiet — Kriegsvorräte und Waflfen liefern — 
die Regierung aber wird gebunden, die Erfüllung dieser 
Verbote zu garantieren. Diese Pflicht der Regierung kam 
zum Ausdruck darin, daß gelegendich jene Alabama-Regeln 
wörtlich in Neutralitätserklärungen aufgenommen wurden — 
so in die englischen „Regulations" während des spanisch- 
amerikanischen Krieges (sect. ib) — sie wurde ferner 
betont durch eine Reihe sehr spezialisierter Verbote und 
Strafandrohungen in diesen Erklärungen an die neutralen 
Staatsangehörigen. 49) Die reale Bedeutung dieser Anord- 
nungen war zunächst sehr gering — sie standen vielfach 
nur auf dem Papier, und die Lokalbehörden haben in manchen 
Kriegen sich fast bemüht, Verletzungen nicht zu bemerken. 
Ihre symptomatische Wirkung wurde aber mit jedem Krieg 
größer. Sie führten zu Forderungen und Pressionen der 
Kriegführenden oder mächtiger Neutralen, sie drängten die 
Kleinstaaten in die gleiche Richtung, oft sehr gegen ihren 
Willen, sie ermöglichten den Regierungen, jene Verbote zu 
Ungunsten eines Kriegführenden streng durchzuführen, und 



*^) Zur Beurteilung dieser Regeln sind die Aufsätze in der Revue 
de droit intern. 1874, 453 ff. zu vergleichen und zwar namentlich die Kritik 
von Lorimer ebenda 542—559. 

*^) Neben den englischen und amerikanischen „foreign En- 
listment Acts" von 1870 und 1898 sind namentlich zu vergleichen die Be- 
stimmungen der Niederlande (Neutralitätserklärung von 1870, 1898 und 
1904), Italien (1870) und Dänemark (1898, 1904). Siehe auch die Zu- 
sammenstellung in der Marine-Rundschau, Neutralitätserlasse, 186/187. 
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dadurch straflos, unter der Maske der Neutralität, die andere 
Partei zu unterstützen. Es sind namentlich zwei Fragen, 
deren Entscheidung durch die Nachwirkung der Alabama- 
Regeln verwirrend beeinflußt ist, und bei denen eine Grenz- 
regulierung der Neutralenpflichten dringend not tut: 

1. die Zulässigkeit der Ausrüstung und des Verkaufs von 
Kriegsschiffen an die Kriegsparteien, 

2. die Grenzen erlaubter Benutzung neutralen Wasser - 
gebiets. 

Was für beide Fragen heute Rechtens ist, und nach 
welcher Richtung eine internationale Verständigung de lege 
ferenda zu wünschen ist, mag mit kurzen Strichen innerhalb 
der Grenzen des Themas angedeutet werden. 

6. Deutschland ist neutral während eines Seekrieges. 
Es ist unbestritten, daß dann unsere Staatswerften den Krieg- 
führenden keine Kriegsschiffe liefern dürfen, solange der 
Krieg schwebt, und daß dieses Verbot auch für solche Be- 
stellungen gilt, die vor Kriegsbeginn übernommen wurden. 
Wie aber steht es mit unseren Privatwerften? Dürfen sie 
Schiflfe verkaufen, bauen, und aus neutralem Gebiet während 
des Krieges absenden, auch wenn sie für Kriegszwecke 
geeignet sind, und die Art der Bestellung keinen Zweifel 
läßt, daß sie für solche Zwecke in dem schwebenden Kriege 
verwendet werden sollen? 

Nach den dargestellten allgemeinen Neutralitätskriterien 
ist die Frage zu bejahen, solange und insoweit jene Schiffe 
im neutralen Gebiet nur Handelsschi j0fe bleiben. „Wenn sie 
nach der Konstruktion ihres Rumpfes, der inneren Einrich- 
tung oder anderen Anzeichen augenscheinlich für Kriegs- 
zwecke gebaut sind und nach dem feindlichen Hafen gehen, 
um an den Feind verkauft oder übergeben zu werden" ^o) — 
so sind sie infolge dieser Eigenschaften nach übereinstim- 
mender Ansicht des russischen und japanischen Prisen- 
reglements, aber auch nach allgemeiner Völkerrechtsanschau- 

^) Russische Konterbandeerklärung. Ebenso Japan 37* und 46: 
„ohne Rucksicht auf ihre Nationalität" sind aufzubringen und zu konfis- 
zieren „Schiffe, von welchen ihrer Ausrüstung nach anzunehmen ist, daß 
sie für den feindlichen Kriegsdienst bestimmt sind**. 

3* 
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ung unzweifelhaft der Beschlagnahme und Konfiskation durch 
den Kriegführenden, auch unter neutraler Handelsflagge, 
ausgesetzt, sobald sie das neutrale Gebiet verlassen. Aber 
eben um deswillen sind sie Konterbande, deren Repression 
nicht die Aufgabe des neutralen Staates ist. Wie darf ein 
Kriegführender verlangen, daß ein neutraler Staat ihm den 
„ Kreuzerkrieg" erleichtere ? 

Und noch ein weiterer Grund erlaubt jenen Handel. Der 
Kriegführende darf sich, wie wir gesehen haben, Schiffe, die 
für seine Kriegsaktionen notwendig sind, kraft des Angarien- 
rechtes gegen Entschädigung aneignen, ohne damit die 
Rechte der Neutralen zu verletzen. 

Wenn aber ein Zwangskauf eines solchen Handelsschiffes 
berechtigt ist und die neutrale Staatsgewalt unberührt läßt, 
so kann auch der freiwillige Verkauf durch private Werften 
keinen Einfluß auf die Neutralenstellung ausüben, keine Neu- 
tralitätsverletzung sein: in beiden Fällen handelt es sich viel- 
mehr um bloße Handelsunternehmungen für Kriegszwecke. 

Die Situation ändert sich dagegen, wenn das auslaufende 
Schiff, nicht bloß verwendbar für Kriegszwecke, seine 
Reise zum Feinde antritt, sondern bereits auf neutralem 
Gebiet zu einem kampffähigen Kriegsschiff ge- 
worden ist, gegen das der Kriegführende nicht mehr mit 
Visitation und Beschlagnahme, sondern nur durch Anwendung 
direkter Kriegsmittel vorgehen kann. Ist das der Fall, so 
ist auf neutralem Gebiet eine Kriegsoperation ermöglicht 
worden. Der neutrale Staat hat auf seinem Gebiet die Vor- 
bereitung einer „warlike Operation**, einer „expedition 
hostile" geduldet. Das ist Mißbrauch seines Staatsge- 
bietes für Kriegsaktionen, nicht mehr privater Handel. 

Die Alabama -Regeln gehen nun freilich weiter, wie 
oben zu lesen ist. Aber ihre Grundsätze sind nach dieser 
Richtung niemals zu geltenden Völkerrechtssätzen erstarkt. 
Das ist zwar oft behauptet, der Beweis dafür ist aber nicht 
zu bringen. England, das, dem amerikanischen Drucke 
folgend, die Alabama-Grundsätze für den Schiedsspruch ak- 
zeptiert hatte, erklärte ausdrücklich, daß diese Regeln nicht 
den zur Zeit des Konfliktsfalls geltenden Völkerrechtsgrund- 
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Sätzen entsprächen, und es hat offiziell seinen Widerspruch 
gegen diese Prinzipien ausgesprochen, als im englischen 
Parlament die Anregung verfolgt wurde, sie den übrigen 
Seemächten zur Anerkennung für die Zukunft vorzulegen.^^) 

Eine solche Anerkennung ist auch seither nicht erfolgt. 
Kine Reihe von Neutralitätserklärungen hat zwar das Verbot 
der Ausrüstung von Schiffen für Kriegszwecke in neutralem 
Gebiet übernommen. Rechtschaffende Kraft kann aber 
solchen Erklärungen aus mehrfachen Gründen nicht zuge- 
sprochen werden. Es sind Dokumente, die die politische 
Situation eines Landes während eines konkreten Krieges 
widerspiegeln, und die schon um deswillen keine allgemeine 
Bindung aussprechen. Es sind Regeln, die oft gerade durch 
ihre Schärfe erkennen lassen, daß der neutral bleibende 
Staat der einen Kriegspartei helfen will: die Diplomatie 
nennt das „wohlwollende Neutralität!" Auch ändern sich 
die Anschauungen der gleichen Nation in diesen Erklärungen. 
Die japanischen Neutralitätsregeln von 1870 z. B. kennen 
das Verbot nicht und haben es erst in späteren Kriegen, 
seit 1898, übernommen. Ferner: Frankreich, Österreich, 
Rußland, Portugal und Deutschland haben sich nie zu 
ihm bekannt. 

So kann von einem übereinstimmenden und kontinuier- 
lichen nationalen Recht auch nur der beachtenswerten See- 
mächte keine Rede sein. Und schließlich lassen sich nicht 
einmal diejenigen Neutralitätserklärungen, die den Spuren 
der Alabama-Entscheidung gefolgt sind, allgemein in dem 
angegebenen Sinne interpretieren. Vor allem nicht die 
englische. Hier ist — und zwar sowohl 1898 wie 1904 — 
Bauen, Ausrüstung und Absendung von Schiffen im engli- 
schen Staatsgebiet Privaten verboten, wenn sie auch nur 
Grund zu der Annahme haben, daß solche Schiffe verwendet 
werden sollen „in the military or naval Service^' einer Kriegs- 
partei (sect. 10 ff.). Mit Recht betont die englische Lite- 

") Vgl. die Ausführungen von Kusserow, Revue de droit 1874, 62. 
Dort auch das sehr berechtigte abföliige Urteil Bismarcks über diese 
Regeln: was für Armierung von Schiffen gelte, müsse dann auch auf 
Waffenlieferungen überhaupt ausgedehnt werden! 
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ratur, daß das Verbot des Bauens solcher Schiffe „über das 
Völkerrecht", d. h. über die den Völkern kraft Neutralitäts- 
recht auferlegten Pflichten hinausgeht. ^2) 

Sie übersieht aber, daß auch Absendung und Verkauf 
durch die „Enlistment Acts" keineswegs allgemein verboten 
sind, sondern nur, wenn sie geschehen „without the li- 
cence of His Majesty". 

Die Regierung verpflichtet sich also gar nicht den Krieg- 
führenden gegenüber. Im Gegenteil: sie behält sich nach 
dieser Erklärung zweifellos das Recht vor, eine solche Er- 
laubnis zu erteilen. Dadurch wird implicite anerkannt, daß 
die Gewährung der Erlaubnis keinen Neutralitätsbruch der 
Regierung nach englischer Auffassung darstellt. Wenn also 
im gegenwärtigen Krieg wegen der Absendung eines auf 
englischer Privatwerft ausgerüsteten Torpedobootes „Caro- 
line" für die russische Regierung die schuldigen Werftbe- 
sitzer bestraft sein sollen,53) so darf das nicht etwa als Prä- 
zedenzfall zugunsten der sog. „strengen Neutralitätsauffassung" 
ausgebeutet werden: es ist eben geschehen, weil jene Er- 
laubnis nicht eingeholt war, jedenfalls wäre die Bestrafung 
nur dann im Einklang mit der englischen Bestimmung ge- 
wesen, wenn sie aus diesem Grund erfolgte. 

Hieraus folgt, daß die deutsche Regierung keinen Grund 
hatte, den Verkauf von Handelsdampfern des Lloyd und 
der Hamburg- Amerika-Linie an die russische Regierung zu 
verbieten, wie dies namentlich Lawrence fordert.^) Das 

*^ Lawrence a. a. O. 182, Wheaton 612, Hall 606. 

*•'*) Holland, Les devoirs des neutres dans la g-uerre maritime et 
les evenements recents in der Revue de droit 1905, 362 ff. Vgl. auch den 
Artikel von »R." Marine-Rundschau 1905, i504ff., wo der Vortrag Hollands 
im Auszug deutsch wiedergegeben und mit kritischen Bemerkungen ver- 
sehen ist. 

^*) Lawrence 183, 184; Holland a.a.O. 360 hatte das gleiche 
aus einem anderen Grunde gefordert. Er hatte diese Dampfer, weil sie 
von der deutschen Regierung subventioniert seien, um im Ernstfall als Kreuzer 
verwendet zu werden, als „Bestandteil der deutschen Flotten reserve" be- 
zeichnet und deshalb ihren Verkauf als ungesetzlich angesehen. Mit Recht 
wird dagegen in dem zitierten Aufsatz von „R." betont, daß solche internen 
und nur eventuellen Abmachungen das internationale Recht nichts angingen 
(1505). Vor allem sind sie dadurch noch nicht zu Kriegsschiffen geworden. 
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Völkerrecht nötigt uns keineswegs zu einem solchen Verbot. 
Jene Dampfer waren zwar für Kriegszwecke verwendbar 
und sollten auch dafür in concreto verwendet werden. Aber 
erst besondere Vorbereitungen : Bewaffnung und Bemannung 
konnten sie kampffähig machen. Bis dahin blieben sie also 
lediglich Handelsschiffe, die der Konfiskation durch den 
Feind als Konterbande ausgesetzt sind. Nur der Konfiskation. 
Der eigene neutrale Staat ist nach bisherigem Völkerrecht 
nicht berechtigt, jedenfalls nicht verpflichtet, den Handel mit 
Konterbande zu verbieten. Ein nationales Verbot nach Art 
der englischen Neutralitätserklärung besteht für Deutschland 
auch nicht. Würde es aber bestehen, so wäre Lawrence 
immer noch die Behauptung seines englischen Kollegen Hol- 
land entgegenzuhalten: „Die foreign Enlistment Acts sind 
nicht der Maßstab fiir internationale Pflichten, und kein 
fremdes Land hat daher Grund, sich zu beklagen, wenn sie 
nicht angewendet werden". 55) 

7. Die Frage, ob und innerhalb welcher Grenzen ein 
neutraler Hafen: speziell der Kieler Hafen der Benutzung 
der Kriegsparteien zugänglich sei, steht mit der eben be- 
handelten Materie in engstem Zusammenhang. Auch hier 
haben die Alabama-Regeln Schranken für das Verhalten 
einer neutralen Regierung zunächst für die Entscheidung des 
englisch-amerikanischen Streites aufgestellt, zugleich aber 
den Anspruch erhoben, damit allgemeine völkerrechtliche 
Bindungen auszudrücken. Und auch hier ist die vorgezeichnete 
Richtung durch nationale Reglements unter englisch-ame- 
rikanischer Führung verfolgt und verschärft worden. 

Günstiger ist die Situation nur insofern, als das von den 
Alabama-Regeln aufgestellte Prinzip in diesem Fall nicht 
einen unzulässigen Übergriff in die unantastbar zu lassende 
Handlungsfreiheit der Privaten enthält, sondern in der Tat 
seine Sanktion in staatlichen Neutralitätspflichten findet. 
„Neutrales Staats wasser- Gebiet darf nicht als Basis maritimer 
Operationen von den Kriegführenden benutzt werden.'' An 
diesem Satz der Alabama-Regeln wird festzuhalten sein. 



*^) Holland, Revue de droit 1905, 363. 
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Eine jede derartige Benutzung wider den Willen des neu- 
tralen Staates ist Verletzung seiner Neutralitäts rechte, eine 
jede Benutzung mit seinem Willen Verstoß gegen seine Neu- 
tralitätspflichten. Denn in beiden Fällen handelt es sich um 
einen Mißbrauch neutralen Staatsgebietes im Dienste für 
Kriegsaktionen, genauer gesagt: für Zwecke des Angriffs 
oder der Verteidigung. 

Nach dieser Richtung sind sich auch alle Staaten, die 
ausführliche Neutralitätsregeln erlassen haben, einig. Eng- 
land hat 1898 wie 1904 die Benutzung seiner Häfen und 
Gewässer, auch in den Kolonien, als Ausgangspunkt für 
kriegerische Zwecke (sect. 3), Amerika zur Vorbereitung 
feindlicher Operationen oder als Beobachtungsposten (1870, 
1904, sect. 2), Frankreich die Benutzung „für einen Kriegs- 
zweck" (1898, 1904, §1^) verboten. Und in ähnlicher For- 
mulierung drücken den gleichen Gedanken die drei skan- 
dinavischen Länder, Portugal, Italien, Ägypten und 
Japan aus.^^) 

Es ist nur eine Konsequenz dieses Verbots, wenn die 
Neutralen bei einem Zusammentreffen von Kriegsschiffen 
beider Parteien in ihrem Gebiet bestimmen, daß das Aus- 
laufen nur in einem Abstand von mindestens 24 Stunden er- 
folgen darf. Auch hier herrscht daher allgemeine Überein- 
stimmung. ^7) 

Darüber hinaus aber beginnt der Streit und die in ver- 
schiedener Regelung sich dokumentierende Unsicherheit. 

Wie lange dürfen wir Kriegführenden ein Asyl in unserm 
Kieler Hafen gewähren? Dürfen unsere Privatwerften be- 
liebige Reparaturen an ihren Kriegsschiffen vornehmen, 
unsere Lieferanten sie mit Kohlen und sonstigen Vorräten 
versehen, so oft und so viel sie fordern? Und wenn Be- 
schränkungen nach allen diesen Richtungen aus Neutralitäts- 
gfründen notwendig erscheinen, — nach welchem Gesichts- 
punkt sind sie zu präzisieren? 

**) Zur Vermeidung" überflüssiger Zitate sei auf die Zusammenstellung 
der Neutralitätserlasse in der Marine-Rundschau i88a verwiesen. 

^'^) Außer bei den eben erwähnten Staaten findet sich die Bestimmung 
noch bei Rußland, Holland, Spanien: Marine-Rundschau i88b. 
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In der Beantwortung dieser Fragen trennen sich die 
Wege der englisch-amerikanischen und der französi- 
schen Auffassung. 

Die Engländer und Amerikaner erlauben seit dem 
Sezessionskrieg in ihren Neutralitätsregeln nur einen Aufent- 
halt von 24 Stunden. Schlechtes Wetter oder Mangel, an 
Vorräten, die zur Unterhaltung der Mannschaft notwendig 
sind, können den Aufenthalt verlängern. Aber die Hafen- 
behörden haben dafür zu sorgen, daß die Schiffe auslaufen, 
sobald der Hinderungsgrund wegfallt. Sie dürfen zwar not- 
wendige Reparaturen in den neutralen Häfen vornehmen 
lassen, aber 24 Stunden nach ihrer Erledigung müssen sie 
das Gebiet verlassen. Kohlen darf ihnen nur eine solche 
Menge gegeben werden, um den nächsten Hafen des eigenen 
Landes (oder einen näher gelegenen neutralen) erreichen zu 
können, und, wenn dies einmal geschehen ist, so darf es in 
neutralen Häfen desselben Staates erst wieder nach 3 Mo- 
naten erfolgen. 

Im Gegensatz zu diesen spezialisierten und dezidierten 
Verboten gilt für die französische Anschauung nur das 
allgemeine Prinzip, daß Kriegführende neutrale Häfen zwar 
nicht für Kriegszwecke mißbrauchen, auch nicht ihre mili- 
tärische Macht hier verstärken dürfen. Im übrigen aber 
soll ihnen keine Aufenthaltsdauer vorgeschrieben werden, 
sie dürfen friedliche Beziehungen mit allen Schiffen des neu- 
tralen Gebietes, auch denen ihres Feindes unterhalten und 
schließlich sich Lebensmittel besorgen und Reparaturen vor- 
nehmen lassen, die erforderlich sind zur Erhaltung der Mann- 
schaft oder der Sicherheit ihrer Schiffahrt. Das Wort 
„Kohlen" findet sich in den französischen Neutralitätsregeln 
überhaupt nicht. 

Einen deutlicheren Beweis für den ungeklärten und un- 
sicheren Zustand des Neutralitätsrechts als diese fast völlig 
einander entgegengesetzten Bestimmungen kann man sich 
kaum vorstellen. Daraus folgt denn zunächst, daß wir kein 
Recht haben, von geltendem Völkerrecht in diesen Fragen 
zu reden. Man muß aber noch weiter gehen. Berechtigt 
ist nicht einmal die Behauptung, daß sich in der Gegenwart 
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ging <fa- zijstänt%ai örtlichen Behörtle" x-erln»»»?« {w, IV 
braar rgc-i, Art. 5"!. Italien, das noch iSj-o die (-OülWhcM 
ngcn akzeptiert hatte, schweij^t 1905 uJUiäinliji 
:'*) Österreich-Unj;arn hat 1S70 unbt\'i>,-hfÄiikhi 
Anfentfaalts- nnd Rcparaturerlaubnis erteilt, um! vliö KkJ\|pii- 
&^e öberiiaQpt nicht erwähnt: es hat itXM iwtr »ut tlio 
Pffirfitai der Neutralität — ohne irgeiulvvdi'h^» ^ii>f*ii»liB(ti- 
rmtg — hin^wiesen (17, Februar 1904). Ru^l^nU hal »SiiH 
«Be englische Aufenthaltsbeschränkung tvsiiiirrd iti) Hlviiyi» 
aber eine Vctiängcrung infolge schlixhicn WVni-iSj Miut)<ti|i« 
an Vorräten für die Mannschaft enler tu »otwrmllymi Nu 
paratnren „mit Spezi alerlaubnis der Rcj;ifnmi{" ^t'alittUl 
(18. April 1S9S, Art. 4.). Und Frankreivh >id»IUlli. Ii \m\ 
seine alten Neutralitätsregeln auch igiH «iwi'ii'itiilon wii^ilni 
holt (15. Februar 1904). 

Diese Übersicht leigt rnr Genüg«-, »UiU »lii^ iitiiili>Hii> 
Situation nicht zu einer Suprematie tlor rnj;Hni'tni|i NtMilhill 
tätsauffassung geführt hat. Und dies l'Irgfbiiis wiliiln uiiliin 
Bedeutung behalten, auch wenn die prit ktUt'lif Hdinl 
habung in dem letzten Kriege durchn^'inüli,' ilt'll i>ii(ili>ii |||.|) 
Weisungen gefolgt wäre. 

Das ist aber keineswegs der l'"aU, r»irillijrtl iimt Mdl 
land haben zwar die Kohlengc\v;ilinin« iibiinm liUuhu, \u\ii 
Spanien hat wenigstens zuerst Siluvit>ilnk.i|niii k,i(,i,i,(,( 
Dafür hat aber Dänemark <lcu niwnlMi'litin ]\ih^n,„.l,iii,.„ 
außerhalb seiner Reeden längeren AutriillMll wuil hi-hl-» 
gewährt, und namentlich Franki-eli;li ImI nlWi ui'U i"^'f 
scharfer Proteste Japans, England.^ und AnmUni» tihhr .•>" 
halten lassen, der russischen l-'kittc A»y\ und Ki'hl'-ti^-4ir- 
zung in allen seinen Hoheitsgew/l'*iinr/j /'; er-iiJ)*m '^i^i^ . 
bewilligen. Erst bei ihrem Eintre/ye/» in lij^ iad c^-ian ae^^^ 
Gewässern ist auf japanischen l'roteM loa m ^t= -— aa^e^: 
Mne weitere Kohlenverswifiaif "^ ^^v^^s==r _- 
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erst in unmittelbarer Nähe des Kriegsschauplatzes: 
in Shangai und Tsing-tau erfolgt. 

Diese Daten lehren nicht den allgemeinen Sieg der eng- 
lischen Auffassung, sondern nur, daß eine verschiedene 
Behandlung stattfand, je nachdem die Benutzung neu- 
tralen Gebietes in der Nähe der Kriegsoperationen 
oder außerhalb des Kriegsschauplatzes begehrt 
wurde. 

Es ist schon gelegentlich in der deutschen Literatur dar- 
auf hingewiesen, daß in dieser praktischen Differenzierung 
zugleich die theoretisch richtige Behandlung dieser Fragen 
liege. 59) Und in der Tat wird dieser Weg zu verfolgen sein. 

Neutrales Gebiet darf nicht — wie unbestritten aus 
dem allgemeinen Neutralitätsgedanken folgt — Operations- 
basis für den Feind sein, es soll nicht für Zwecke 
der Verteidigung oder des Angriffs zur Verfügung 
stehen. Daher hat keine Kriegspartei einen Anspruch dar- 
auf, in neutralen Häfen zu weilen und von hier aus den 
Kampf zu bestimmen: bald um die Operationen des Feindes 
von hier aus zu beobachten, bald um sich hier vor den Ka- 
nonen des Gegners zu verbergen oder sich neu auf den 
Kampf zu rüsten. Daher darf, wenn der Feind „vor den 
Toren" steht, Kriegsschiffen der Kriegsparteien nach Zeit 
und Benutzung nur soviel Asylrecht gewährt werden, um 
notdürftig ihre Havarien zu bessern oder Verwundete und 
Kranke in Sicherheit zu bringen. Ein jedes Plus an Unter- 
stützung würde in solchem Fall neutralen Boden zu einem 
Zufluchtsort gegen Angriflfe des Gegners oder einem Hinter- 
halt zu Angriffszwecken machen — und daher als „unneutral 
Service" zu verwerfen sein. Insoweit wäre die Rezeption der 
englisch-amerikanischen Regeln und selbst die Beschränkung 
der Kohlengewährung durchaus berechtigt. 

Aber auch nur insoweit. Es fehlt an jedem Rechtsgrund, 
dieselben Schranken auch da zu fordern, wo gar kein Kampf 
sich abspielt oder bevorsteht. Kriegsschiffe, die Tage und 
Wochen zu fahren haben, ehe sie dem Feind begegnen 

**) So in dem Artikel von „R.** in der Marine-Rundschau, 1506, und 
vorher schon in den zitierten Ausfuhrungen v. Stengels 427/28, 
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können, sind wiederholt darauf angewiesen, Schutz und Unter- 
stützung gegen Wetter- und Kohlennot zu suchen. Das ist 
Seenot, nicht Kriegsnot. Das geht allein daraus zur Evi- 
denz hervor, daß ein jedes Schiff, das die gleiche Reise zu- 
rückzulegen hat zu bloßen Handelszwecken, genau auf die 
gleiche Hilfe angewiesen ist! Wird sie dem Kriegsschiff ver- 
sagt, wird ihm nur soviel an Kohlen gewährt, um den 
nächsten eigenen Hafen zu erreichen, so muß es — wenn es 
nicht einem Lande angehört, das, wie England, überall in 
der Welt Kohlenstationen besitzt — nach Hause fahren. Es 
kann dann unter den angegebenen Voraussetzungen nicht zu 
dem Feind gelangen. 

Ist ein solches Verfahren, das einem Kriegsschiff jede 
w^eitere Beteiligung an dem Kriege unmöglich macht, neutral zu 
nennen? Im Gegenteil: es ist typische Kriegsbeteiligung. 
Der Versagende unterstützt die eine Kriegspartei so greifbar, 
wie nur möglich, wenn er bewirkt, daß die Schiffe ihres 
Gegners aus dem Kampf ausgeschaltet werden, er bekämpft 
die andere Partei, indem er sie zum Zurückweichen nötigt. 

Man darf auch nicht sagen, daß die Kohlen- und Asyl- 
versagung dadurch neutral werde, daß sie ja für beide Kriegs- 
parteien gleichmäßig gelte. Sind diese wirklich in unmittel- 
bar aufeinanderfolgender Zeit auf dieselben neutralen Gebiete 
angewiesen, dann handelt es sich um Benutzung in der Nähe 
des Kriegsschauplatzes: dann kann und soll man Licht und 
Schatten gleichmäßig verteilen. Aber die Behauptung ist 
ohne Sinn, wenn die konkreten Bedingungen eben eine 
gleiche Behandlung ausschließen. Hätte es den gleichen 
Wert für die zum Kriegsschauplatz fahrende Baltische Flotte 
und die in den chinesischen Gewässern befindliche japanische 
Flotte gehabt, wenn beide in den Häfen des Atlantischen 
Ozeans oder des Mittelländischen Meeres mit den englischen 
Beschränkungen hätten rechnen müssen? Niemand wird das 
behaupten können, man sieht vielmehr, daß die gleiche Be- 
schränkung den einen Teil am Kampf verhindert hätte, dem 
anderen aber höchst gleichgültig gewesen wäre. 

Ein anderer Grund wird aus der Natur der Kohle, ihrer 
Bedeutung für Kriegsschiffe hergeleitet. Die neutralen 
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Staaten dürfen nicht dulden, daß auf ihrem Gebiete die 
militärische Stärke der Kriegsschiffe verstärkt oder ver- 
bessert werde: daher dürfen sie nicht zulassen, daß hier 
Munition den Schiflfen verabfolgt oder ihre artilleristische 
Ausrüstung vervoUkommt werde. Das Schiff soll nicht den 
Hafen „als eine Kriegsmaschine verlassen, die stärker ge- 
worden ist wie bei ihrem Einlaufen**. Ist das nicht der Fall 
bei der Kohlenaufnahme? „Ein Schiff, das einläuft, die Vor- 
ratskammern leer an Kohle, ist ungeeignet zum Kampf: es 
ist dazu tauglich, wenn es sich mit Brennmaterial bewaffnet 
hat, um seine Kessel zu heizen. "C^^ Zur Widerlegung dieser 
Worte des Japaners Nagaoka braucht man nur auf die 
überzeugenden Ausführungen de Lapradelles zu verweisen: 
„Seit wann kämpft ein Schiff mit seinen Kohlen?" Kohle 
ist „ein Nahrungsmittel für den Weg und nicht ein Kriegs- 
instrument", Seit der Erfindung des Dampfschiffes ist die 
Kohle das geworden, was früher der Wind war, das natür- 
liche Komplement des Meeres. Sie ist „nicht mörderischer 
als der Wind, sie ist nicht kriegerischer als das Meer".^*) 

Es ergibt sich also, daß der englisch-amerikanische 
Standpunkt in seiner Verallgemeinerung völkerrechtlich nicht 
zu halten ist. Und für eine etwaige internationale Verständi- 
gung über diese Fragen verdient die Tatsache Beachtung, daß 
gerade die neueste völkerrechtliche Literatur der Engländer 
gar nicht den Versuch einer solchen Rechtfertigung unternimmt. 

Hall-Atlay betont lediglich, daß es „vielleicht nicht 
unwahrscheinlich sei", daß die englischen Regeln allgemein 
würden. Und Wheaton-Atlay spricht sich noch deutlicher 
hierüber aus: „Eine neutrale Regierung ist durch das Völker- 
recht nicht genötigt, solche Regeln aufzustellen oder irgend- 
welche Beschränkungen zu statuieren für die Erlaubnis, 
Lebensmittel, Kohlen und andere Vorräte (mit Ausnahme 
von Waffen oder Kriegsmunition) einzukaufen. Es ist keine 
Regel des Völkerrechts, daß die eingekauften Vorräte auf 

•°) So Nagaoka, Etüde sur la guerre Russo-Japonaise, Revue Gene 
rale, 1905, 626. 

^^) De Lapradelle, La nouvelle these du refus de charbon aux 
bellig^rants dans les eaux neutres, Revue g^ner, 1904, 551. 
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«ine bestimmte Quantität eingeschränkt werden müssen. So- 
lange der Neutrale beide Parteien gleichmäßig versorgt, hat 
niemand ein Recht, sich hierüber zu beklagen".62) 

Schließlich Lawrence, dessen Autorität für die eng- 
lische Regierung sich gerade im letzten Kriege hervorragend 
gezeigt hat. Er nennt die Meinung, daß die englischen 
Regeln Forderungen des Völkerrechts wären, einen «Irrtum". 
Die bestimmten Regeln Groß-Britanniens seien zwar erheblich 
vorzuziehen „den vagen Phrasen des französischen Zirku- 
lars". „Aber das Völkerrecht erlaubt den Aufenthalt von 
Kriegsschiffen in neutralen Häfen und setzt keine Grenze 
für das Maß von Kohlen, das hier eingekauft werden darf 
für Zwecke der Schiffahrt: daher haben wir kein Recht, 
einen Freund und Nachbarn unneutralen Verhaltens zu be- 
schuldigen, weil er unsre Restriktionen nicht nachmacht. 
Staaten sind durch das Völkerrecht gebunden, nicht durch 
Britische Regeln, so vortrefflich sie auch sein mögen." 6^) 

Lawrence hat sich aber nicht auf diese Kritik des 
geltenden Zustandes beschränkt, sondern zugleich ein Rezept 
für die Zukunft aufgestellt, das im russisch -japanischen 
Kriege auch bereits vorübergehend durch die Proklamation 
des Gouverneurs von Malta vom 13. August 1904 ver- 
wirklicht wurde. Hier wurde innerhalb des britischen Ho- 
heitsgebiets ein absolutes Kohlenverbot für alle Kriegs- 
schiffe ausgesprochen, die auf dem Wege zum Kriegsschauplatz 
oder zur Störung neutralen Handels unterwegs wären : selbst 
aus eigenen mitgebrachten Dampfern sollte in solchen Fällen 
eine Kohlenaufnahme untersagt sein.^^) 



®2) Hall - J. B. Atlay, a.a.O. 629 und Wheaton - J. Beresford 
Atlay, a. a. O. 587. 

^) Lawrence, 120, 124. Dieselben Ausfuhrungen finden sich auch 
in dem Vortrag : „Problems of Neutrality connected with the Russo-Japanese 
war", den Lawrence in der „Royal United Service Institution* gehalten 
hat: vgl. in dem Journal of the R. U. S. J. published under the authority 
of the Council, 15. August 1904, 921/922. 

•*) Eine Ausnahme wurde nur bewilligt im Falle von Seenot. Die 
Times bemerkte bei Veröffentlichung der Proklamation: „Ahnliche An- 
ordnungen sind, so glauben wir, auch von anderen englischen Kolonien 
und Dependenzen erlassen worden.** De Lapradelle, a.a.O. 548, Anm. 
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Das war eine Verordnung ab irato, hervorgerufen durch 
die russischen Konterbanderepressionen gegen den eng- 
lischen Handel und daher gewiß nicht geeignet, die Ent- 
wicklung des Völkerrechts zu beeinflussen. Eine Bedeutung 
über den einzelnen Fall hinaus bekommt sie indes dadurch» 
daß Lawrence ein solches Verbot vor seinem Erlaß allge- 
mein als Ideal hingestellt hat, auf das England in Gemein-^ 
Schaft mit anderen Nationen hinwirken solle. 

England habe nämlich ein besonderes Interesse an dem 
Erlaß eines solchen Verbotes. Es besitze mehr Kohlen- 
stationen, als irgendeine andere Macht, und es sei ihm daher 
wesentlich leichter, seine Kriegsschiflfe stets durch eigene 
KohlenschifFe in Stand zu setzen. Daher könne es bequem 
auf die Kohlenergänzung in neutralem Gebiet verzichten. 
Andererseits habe es von dem gegenwärtigen System mehr 
als die meisten Staaten zu befürchten. Zwei oder drei 
schnelle und gut geführte Handelszerstörer wären 
imstande, gerade dem englischen Seehandel den 
größten Schaden zuzufügen, wenn sie nur von Zeit zu 
Zeit in neutralen Häfen Kohlen einnehmen können. 

England habe aber gar kein Interesse daran, das ab- 
solute Kohlenverbot allein durchzuführen. Denn dann würde 
es als Neutraler nur in seinem Kohlenhandel Schaden leiden, 
als Kriegführender keinen Nutzen haben, da die anderen 
neutralen Mächte nicht jenes Verbot befolgen würden. Es 
könne daher dieses System nur in Gemeinschaft mit anderen 
mächtigen Seestaaten durchdrücken, etwa mit solchen, die in 
einem Kriege unter der laxen französischen Handhabung 
der Neutralität gelitten hätten.^^) 

Das ist ein bewundernswürdig offenes und überzeugen- 
des Glaubensbekenntnis, aus dem sich ein jeder ein defini- 
tives Urteil über diese Fragen bilden kann. Man sieht: von 
Recht ist darin nicht die Rede, sondern einzig und 
allein vom englischen Interesse. Einigen sich die 
Völker auf die englische Bindung und verbieten sie gar all- 

ö^) Lawrence, War and Neutrality, 12g ß. Mit Recht hebt deLa- 
pradelle hervor, a. a. O. 552, daß diese Ausführungen »in brillanter Weise** 
das Prinzip der Malta-Proklamation entwickelt hätten. 



— 49 ~ 

gemein jede Kohlenergänzung in neutralem Gebiet, so han- 
deln sie damit zugunsten Englands, so befreien sie England 
von einer großen Gefahr für den Fall eines Krieges. Es ist 
nicht möglich, diese Maßregeln vom Standpunkt des Völker- 
rechts einschneidender zu bekämpfen, als dies Lawrence 
durch seine Fürsprache in nur zu gut verstandenem natio- 
nalen Interesse getan hat. Denn unweigerlich geht aus dieser 
das Resultat hervor: Die allgemeine Annahme der 
englischen Regeln, und vollends ihre Verschärfung 
wäre die beste Kriegsunterstützung, die sich Eng- 
land wünschen könnte. 
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